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Vorbemerkungen
Das Interesse daran, mehr über vergleichbare Arbeitszusammen-
hänge in anderen Ländern Europas zu erfahren, wächst in den letz-
ten Jahren rapide. Dies gilt in vielen Arbeits- und Lebensbereichen,
so auch in der Erwachsenenbildung. Dieses Interesse ist zunächst
oft sehr diffus; Verkehrswege, Reisen, mediale Informationen und
übergreifende wirtschaftliche, ökologische und politische Zusam-
menhänge machen zunehmend jedem und jeder deutlich, daß die
Welt nicht an den eigenen Staatsgrenzen zu Ende ist. Am Ozon-
loch tragen die Nachbarstaaten ebenso Mitschuld wie an der Meer-
verschmutzung und am Waldsterben; Wein aus Frankreich und
Käse aus  Holland  beziehen  wir  ebenso  selbstverständlich,  wie
wir in einer Apotheke auf Sizilien Aspirin kaufen; Verkehrsschilder
und -regeln sind so, daß wir uns überall mit einer gewissen Sicher-
heit bewegen können. Und doch stellen wir irgendwann fest, daß
die Sonne anders sticht in Italien als an der Ostsee, daß der Bor-
deaux-Wein doch anders schmeckt als der von der Mosel, daß die
Menschen  in  Paris  und  Rom  doch  anders  Auto  fahren  als  in
Stuttgart. Die Unterschiede werden deutlicher auf einer Folie des
Vertrauten.
So ist es auch mit den zunehmend intensiver werdenden Arbeits-
beziehungen. Wir erkennen mehr Gemeinsamkeiten, aber auch
mehr Unterschiede. Und wir müssen sie erkennen, denn die Zu-
sammenhänge werden immer enger. Europa rückt näher, ein Aus-
druck davon, aber auch ein Grund dafür ist die Europäische Uni-
on. Die Vergleichsmöglichkeiten zwischen den europäischen Staa-
ten münden ein in eine zunehmend wichtigere (und gewichtigere,
was die finanziellen Ressourcen angeht) europäische Politik.
Interessenvertretung auf europäischer Ebene gewinnt an Bedeu-
tung, europäische Politik hat Folgen für die eigenen Handlungs-
bedingungen. Es geht nicht nur darum, an bestimmten europäi-
schen Programmen und ihren finanziellen Mitteln teilzuhaben, son-
dern auch darum, europäische Politik gezielt zu beeinflussen und
möglicherweise negative Folgen abzuwehren. Wie bei der inner-
deutschen Einheit – so steht zu erwarten – könnte es auch bei
der europäischen Einigung sein; es setzen sich diejenigen Struk-
turen und Interessen durch, die mit entsprechenden Strukturen und
Interessen anderer Nationalstaaten korrespondieren oder eine sol-
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che Korrespondenz herstellen. Zusammenarbeit ist nie nur eine
der Menschen an Inhalten, sondern impliziert auch immer Struk-
turen, Institutionen und organisierte Verfahren. Sie mögen eine
Zeitlang vernachlässigt oder ausgeklammert bleiben, bei der der-
zeitigen Dymanik europäischen Zusammengehens gewinnen sie
zunehmend an Bedeutung.
Viele Pädagoginnen und Pädagogen in deutschen Erwachsenenbil-
dungs-Einrichtungen und auch in der deutschen Wissenschaft von
der Erwachsenenbildung werden zunehmend mit der Notwendigkeit
und Möglichkeit konfrontiert, mit Menschen und Institutionen ande-
rer Länder zu kooperieren. Dabei geht es um Inhalte, um Gelder, um
Ansehen und auch um Interessen. Das Wichtigste im gegenwärtigen
Stadium der europäischen Bildungspolitik ist, die Möglichkeiten von
Wissenschaft und Praxis zu verbessern, mit entsprechenden  Part-
nern  in  anderen  Ländern  zusammenzuarbeiten. Hilfreich dafür ist
ein erster Überblick, der grundlegende Informationen über die Si-
tuation der Erwachsenenbildung in den jeweiligen Ländern enthält,
der es ermöglicht, sich zu orientieren, und der Ausgangspunkt für
weitere Erkundungen sein kann.
Für das Deutsche Institut für Erwachsenenbildung (DIE) ist es eine
genuine Aufgabe, hierfür Grundlagenwissen bereitzustellen, Fragen
zu initiieren, Diskussionen zu ermöglichen und Interessen zu fokus-
sieren, und dies gilt sowohl für die Wissenschaft als auch für die
Praxis der Erwachsenenbildung. In keinem anderen europäischen
Land gibt es eine Institution, die mit dem DIE vergleichbar ist; dies
betrifft insbesondere den Aspekt der Vermittlung von Theorie und
Praxis. Es bestehen jedoch auch für das DIE vielfältige Koopera-
tionsmöglichkeiten und vergleichbare Arbeitszusammenhänge, wie
sie sich beispielsweise im ERDI (European Research and Develop-
ment Institute for Adult Education), dem das DIE angehört, gebildet
haben.
Das DIE betrachtet es als eine seiner Aufgaben, mit den „Länder-
berichten“ der deutschen Erwachsenenbildung einen Überblick über
die Situation in anderen europäischen Ländern zu verschaffen und
diese wiederum über die Situation der deutschen Erwachsenenbil-
dung zu informieren. Dabei ergeben sich naturgemäß Probleme
daraus, daß es hier immer darum geht, das „Wichtigste“ herauszu-
greifen: Was ist das Wichtigste?
Es stellt sich rasch heraus, daß Erwachsenenbildung in ihrem en-
gen Kontextbezug zur gesellschaftlichen Dynamik schwer be-
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schreibbar ist, ohne die jeweilige gesellschaftliche Struktur der Län-
der im Blick zu haben. So ergeben sich etwa zwischen Frankreich
und Deutschland fundamentale Unterschiede dadurch, daß Frank-
reich zentralistisch, die Bundesrepublik Deutschland aber föderal or-
ganisiert ist. Auch ist der Zusammenhang der Erwachsenenbildung
mit wirtschaftlichen Bereichen von Bedeutung.
Ein weiteres Problem ist die Dynamik der Erwachsenenbildung: Was
heute geschrieben ist, muß morgen keine Gültigkeit mehr haben.
Insbesondere in den letzten Jahren hat sich Erwachsenenbildung
in allen europäischen Ländern enorm entwickelt; es ist zu fragen,
wie weit Momentaufnahmen, welche die Länderberichte ja sind, die-
ser Dynamik gerecht werden.
Am offensichtlichsten sind schließlich immer die Probleme, die in der
unterschiedlichen Sprache, vor allem aber in den unterschiedlichen
Begriffen liegen. So ist beispielsweise schon der Begriff „Erwach-
senenbildung“ in Deutschland selbst sehr schillernd und wird im
Vergleich mit „Education permanente“, „Adult Education“ oder
„Educación de Adultos“ zunehmend unschärfer. Auch die Bedeutung
von „Bildung“ ist kaum in nur einem Wort in eine andere Sprache
zu übersetzen, und Begriffe wie das englische „qualifications“ oder
das griechische „Epimorfosi Enilikon“ können ohne Erläuterungen
nicht adäquat ins Deutsche übertragen werden.
Daüber hinaus, und dies macht die Länderberichte nicht einfacher,
besteht in vielen Fällen ein grundlegender Unterschied bezüglich der
Bewertung möglicherweise noch präzise beschriebener Phänome-
ne. Bildungsangebote zur Kompensation, zum beruflichen Aufstieg,
zur Alphabetisierung werden in unterschiedlichen Ländern Europas
unterschiedlich bewertet – aus gesellschaftstheoretischen Gründen,
aus bildungspolitischen Zusammenhängen, aus praktischen Erfah-
rungen. Bewertungen sind daher, wenn es um Vergleichbarkeit geht,
immer mit Vorsicht zu betrachten.
Wir haben versucht, die Länderberichte nicht nur kurz, übersichtlich
und präzise zu machen, sondern auch die vielfältigen Fehlerquellen
des richtigen Verständnisses einzugrenzen. Wir haben Autorinnen
und Autoren gesucht, die sowohl Nähe als auch Distanz zu der je-
weiligen beschriebenen Situation von Erwachsenenbildung haben.
Wir haben die vorliegenden Texte nicht nur redigiert und mit den
Verfassern diskutiert, sondern auch in vielfältiger Weise gegenlesen
lassen. Das DIE ist deshalb sehr daran interessiert, von den Lese-
rinnen und Lesern der Länderberichte Rückmeldungen zu erhalten,
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ob die gelieferten Informationen veränderungs- oder ergänzungs-
bedürftig sind und in welcher Weise damit umgegangen werden
konnte. Diese Rückmeldungen sind eine wichtige Hilfe bei der Pla-
nung weiterer Berichte.

Ekkehard Nuissl
Deutsches Institut für Erwachsenenbildung
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I. Einführung

Der Versuch, eine kurze Studie über die Erwachsenenbildung in
Griechenland zu erstellen, ist ein schwieriges Unterfangen, und dies
umso mehr, als sie sich an deutsche ErwachsenenbildnerInnen
richtet, die höchstwahrscheinlich wenig über die griechische Gesell-
schaft, die Ökonomie, die Politik, die Kultur und das Bildungswesen
wissen.

Dieser Bericht hat zum Ziel, die Situation der Erwachsenenbildung
in Griechenland darzustellen und zu prüfen. Der umfassende histo-
rische Hintergrund setzt ihre Etablierung und Entwicklung in den
erforderlichen sozio-politischen Zusammenhang. Eine Analyse der
Erwachsenenbildungsaktivitäten und -methoden versucht, die be-
sondere Rolle der Erwachsenenbildung aufzuzeigen, die bis vor
kurzem mehr als ideologischer Staatsmechanismus denn als Mit-
tel sozialer, politischer und wirtschaftlicher Integrität des griechi-
schen Volkes fungierte. Die statistischen Informationen zeigen, un-
ter welchem Aspekt die Erwachsenenbildung von den verschiede-
nen griechischen Regierungen betrachtet wurde. Dies offenbart
auch der gesetzliche Rahmen und der Einsatz von Geldmitteln in
den diversen Sektoren der Erwachsenenbildung. Abschließend
werden die wichtigsten staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen
der Erwachsenenbildung mit dem gesamten Spektrum ihrer Pro-
gramme und Besonderheiten vorgestellt.

Die Geschichte, die heutige Situation und die Entwicklungs-
tendenzen und Perspektiven der Erwachsenenbildung in Griechen-
land sind als Teil der gesamten gesellschaftlichen Entwicklung Grie-
chenlands zu verstehen. Die jeweilige historisch-gesellschaftliche
Situation verfügt(e) über eine Erwachsenenbildung, die in Abhän-
gigkeit von den historischen, ökonomischen, politischen, kulturellen
und sozialen Gegebenheiten entstand. So muß die Darstellung der
Erwachsenenbildung in Griechenland im Kontext und vor dem Hin-
tergrund dieser Bedingungen geschehen. Hinzu kommen die welt-
weiten tiefgreifenden Veränderungen im Bereich von Ökonomie und
Technologie sowie die sozialen, politischen und ökologischen Pro-
bleme. Letztendlich ist die Europäische Union mit ihren zahlreichen
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Maßnahmen vor allem im Bereich der Aus- und Weiterbildung als
Transformationsfaktor der gesamten griechischen Gesellschaft und
insbesondere der Erwachsenenbildung zu betrachten.

In Deutschland gibt es kaum eine Veröffentlichung zur Erwachse-
nenbildung in Griechenland – ein Defizit übrigens, das für fast alle
Bereiche der griechischen Gesellschaft gilt. Die Notwendigkeit ei-
nes solchen Berichtes ist daher offensichtlich. Aber auch in Grie-
chenland selbst gibt es keine systematische Analyse und Darstel-
lung der Erwachsenenbildung, und die Forschung auf diesem Ge-
biet wird weder vom griechischen Staat noch von der Europäischen
Union unterstützt. Aus diesem Grunde existiert bis heute weder eine
universitäre Fachrichtung oder gar ein Lehrstuhl noch ein For-
schungsinstitut. Und dies ungeachtet der Tatsache, daß die Er-
wachsenenbildung in den letzten 15 Jahren eine außerordentliche
dynamische Entwicklung genommen hat – eine Entwicklung aller-
dings, die u.a. von Zufällen, Spontaneität, Desorganisation, Wider-
sprüchlichkeit, Verschwendung, Ziellosigkeit und Unergiebigkeit
gekennzeichnet ist.

Hatte Anfang der 80er Jahre die Erwachsenenbildung mehr die
Tendenz einer politischen Bildung, so ist sie heute sehr stark auf
Berufsbildungsinhalte und -ziele ausgerichtet. Dieses Bestreben gilt
sowohl für staatliche Träger wie Ministerien, Organisationen und
Privatträger als auch für die Gewerkschaften und größtenteils für
die Kommunalverwaltungsträger. Mit der politischen Bildung in ei-
ner Mischform mit Aspekten von „community development“ befas-
sen sich eher Mitarbeiter des landesweit aktiven staatlichen
Generalsekretariats für Erwachsenenbildung. Sie stehen allerdings
unter enormem Druck, auch Berufsbildungsseminare in ihr Pro-
gramm mit einzubeziehen, da dafür Mittel aus EU-Programmen
bereitstehen.

Der Begriff Volksweiterbildung (Laiki Epimorfosi), der bis Ende der
80er Jahre in Griechenland verwendet wurde, bezog sich auf die
staatliche, landesweit organisierte Erwachsenenbildung. Es ist heu-
te notwendig, den umfassenderen Begriff Erwachsenenbildung
(Epimorfosi Enilikon) zu verwenden, der die neuen Entwicklungen
einbezieht.
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Die Entfaltung der Erwachsenenbildung in Griechenland war im
Gegensatz zu den meisten europäischen Ländern bis Ende der
80er Jahre hauptsächlich eine Angelegenheit des Staates. Erst in
den letzten Jahren läßt sich eine explosionsartige Zunahme von
Aktivitäten und nichtstaatlichen Trägern in diesem Bereich registrie-
ren.

Mit dem vorliegenden Bericht hoffen wir dazu beizutragen, dieses
unscharfe Bild von Griechenland deutlicher zu zeichnen und das
Interesse zu wecken, mehr über dieses Land, die Menschen, sei-
ne Geschichte und Kultur, seine Probleme und vielleicht auch über
seine positiven Seiten zu erfahren.

Rethymno, im Dezember 1996
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II. Die griechische Gesellschaft im Wandel

Die griechische Gesellschaft stellt aus verschiedenen Gründen einen
Sonderfall dar.
Will man die tiefere Bedeutung der neugriechischen Geschichte und
der aktuellen Entwicklungen in Griechenland verstehen, so ist ein
Rückblick auf die Tradition bis hin zum klassischen Griechenland
notwendig. Nach Nikos Svoronos „geht es hierbei um die Geschichte
von harten Bemühungen eines uralten Volkes, sich in einer moder-
nen Nation zu konstituieren, sich deren besonderen Charakters be-
wußt zu werden und seinen Platz sicherzustellen als eine konkrete
Wesenheit innerhalb der gesamten modernen Welt. Dieses histori-
sche Phänomen, obwohl es nicht die Ausnahme ist, macht den grie-
chischen Fall außerordentlich interessant für die allgemeine Ge-
schichte. Es geht um ein Volk, seine Lebens- und Denkweise, ein
Volk, das mit einer Tradition verbunden ist, die die Basis der europäi-
schen Kultur bildet“ (Svoronos 1981, S. 155; Papaioannou 1994, S.
102f).

Dem interessierten Forscher, der sich mit der aktuellen gesellschaft-
lichen Entwicklung Griechenlands befaßt, stellen sich unter anderem
folgende Fragen: Warum setzt sich das heutige Griechentum immer
(noch) mit Problemen auseinander, die aufgrund des aktuellen öko-
nomischen und gesellschaftlichen Entwicklungsstadiums längst ge-
löst sein sollten – nationale, politische, kulturelle, Freiheits- und
Unabhängigkeitsprobleme? Welches sind die tieferen Ursachen der
diskontinuierlichen, untypischen Entwicklung des Landes? In Grie-
chenland gab es nämlich vielversprechende Anfänge politischer und
gesellschaftlicher Entwicklungen, die allerdings oft ein abruptes Ende
fanden (Svoronos 1991, S. 10f)

Die historisch-gesellschaftliche Analyse des Neugriechentums und
der neugriechischen Gesellschaft hat zu berücksichtigen, daß das
griechische Volk eine sehr alte Geschichte hat, während der es ent-
weder eine hegemoniale Rolle spielte oder politisch unterjocht war.
Während der 400jährigen osmanischen Herrschaft war das griechi-
sche Volk als eine Minderheit politisch und militärisch ohnmächtig. Es
besaß kein geographisch abgegrenztes Gebiet, das es zu verteidigen
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galt; es lebte vielmehr verstreut im ganzen Osmanischen Reich und
außerhalb dieser Grenzen in allen damals bekannten Gebieten und
Städten. Trotz dieser ungünstigen Situation waren die Griechen öko-
nomisch und kulturell eine sehr wichtige, wenn nicht die wichtigste
Macht unter der Völkern des Osmanischen Reiches. Diese Jahrhun-
derte währende Zersplitterung der Griechen hat zu der Entwicklung
von Gemeinschaften (Kinotites) geführt, die eine lose Verbindung
miteinander hatten. Dies hat nach der Befreiung (1821) und nach
dem Aufbau des neugriechischen Nationalstaates zu einer eigenar-
tigen Situation geführt: Ein sehr großer Teil der Griechen blieb lange
nach der Gründung des neuen Staates außerhalb der Grenzen Grie-
chenlands, übernahm jedoch die Hauptrolle beim Aufbau des griechi-
schen Staates und der griechischen Gesellschaft (Svoronos 1991, S.
11f; Gellner 1992, S. 190ff).

Mit der Gründung des Nationalstaates wird „Griechenland“ zum An-
ziehungspunkt für alle Griechen. Auch diejenigen, die schon seit Jahr-
hunderten zerstreut in den Ländern des östlichen Mittelmeerraumes,
am Schwarzen Meer und auf dem Balkan leben, haben niemals auf-
gehört, eine enge Beziehung zum Heimatland aufrechtzuerhalten,
das eine Hauptrolle in der griechischen Geschichte spielt (Svoronos
1981, S. 12). Nach Tsoukalas wird daher die gesellschaftliche Arbeits-
teilung von zwei Faktoren bestimmt, die gleichzeitig im Rahmen
zweier Systeme von Klassenverhältnissen funktionieren und die sich,
trotz der inneren Beziehungen, auf der Basis unterschiedlicher poli-
tischer, ideologischer und ökonomischer Zusammenhänge entwik-
keln: einerseits das sogenannte „innere“ sozialökonomische System,
das die gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse innerhalb des
griechischen Staates beinhaltet und sehr lange von einer einfachen
handelsbezogenen Produktionsweise mit relativ langsamer Entwick-
lung der Produktionskräfte beherrscht und gekennzeichnet ist, ande-
rerseits das „System der Diaspora“, das außerhalb der Grenzen exi-
stierte und die Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhältnisse be-
inhaltet, innerhalb derer sich bürgerliche Klassenfraktionen konstitu-
ierten (Poulantzas 1977, S. 12,38; Tsoukalas 1982, S. 374f).

Nach der griechischen Revolution von 1821 wurde die gesamte in-
frastrukturelle sowie die Produktionsbasis direkt oder indirekt von den
Auslandsgriechen kontrolliert, während der ökonomisch mächtige
Teil der Inlandsgriechen zweitrangig blieb. Letztere waren nicht in der
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Lage, die Orientierung des nationalen Staates, der Ökonomie und der
gesamten Gesellschaft zu bestimmen, dies war den Auslands-
griechen vorbehalten (Moskof 1979, S. 134). Der griechische Staat
und die griechische Gesellschaft im allgemeinen wiesen die Charak-
teristika einer „Metropolis Kolonie“ auf, was – historisch gesehen –
vielleicht einmalig ist. Diese historisch einzigartige Konstellation hatte
allerdings tiefgreifende Konsequenzen für die Entwicklung Griechen-
lands: Hier liegen die Wurzeln der eigenartigen ökonomischen, po-
litischen und kulturellen Entwicklung und des besonderen Charakters
der führenden Klassenfraktionen. Über Jahrhunderte mußten sie
eine widersprüchliche Existenz leben: einerseits als Untertanen der
fremden Eroberer und andererseits als Führer des übrigen Volkes in
seiner ökonomischen und politischen Abhängigkeit vom Ausland
(Svoronos 1981, S. 12; Tsoukalas 1982, S. 37ff; Poulantzas 1977, S.
10; Mouselis 1978, S. 118ff).

Über die 400jährige Unterjochung hinaus stand Griechenland in ei-
nem charakteristischen Abhängigkeitsverhältnis zu ausländischen
Kräften. Auch heute noch ist diese Abhängigkeit, wenn auch in abge-
schwächter Form, konstitutiv für die gesamte Gesellschaft. Diese
Bevormundung manifestierte sich in doppelter Weise: zum einen di-
rekt von ausländischen Mächten bestimmt, zum anderen vermittelt
von dem Teil des griechischen bürgerlichen Machtblockes, der im
Ausland angesiedelt und aktiv war (Papaioannou 1994, S. 104ff). Die
Diskussion über die Modernisierung in Griechenland wurde vor allem
nach dem Zweiten Weltkrieg mit heftigen Auseinandersetzungen
geführt. Bis heute haben diese Auseinandersetzungen nicht an Inten-
sität verloren, im Gegenteil, sie haben sich in den letzten Jahren noch
verstärkt. Die Modernisierungsdebatte wurde und wird noch immer
im Spannungsfeld zwischen einer die Abhängigkeit des Landes för-
dernden Traditionswahrung einerseits und der Demokratisierung des
politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Systems durch ein
konstruktive Aufarbeitung der Vergangenheit andererseits geführt.

Trotz aller Verzögerungen hat Griechenland in den letzten 30 Jahren
enorme Modernisierungsschübe erfahren. Die tiefgreifenden Verän-
derungen haben Politik, Ökonomie, Kultur und Alltag verwandelt. Die
neuen Probleme und Konflikte, die durch diese Transformation ent-
standen, hinterlassen insofern tiefe Spuren, als die griechische Ge-
sellschaft nicht ausreichend darauf vorbereitet zu sein scheint.
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III. Das Bildungssystem: Allgemeine und
berufliche Bildung in Griechenland

Ziel dieses Kapitels ist nicht eine systematische und detaillierte
Darstellung des Bildungssystems in Griechenland. Dies würde den
Rahmen dieser Arbeit sprengen. Wir beschränken uns auf einige
wichtige Punkte, die uns helfen werden, die Erwachsenenbildung
und ihren Charakter besser zu verstehen.

Der nachstehenden kurzen Darstellung einiger Hauptpunkte des
griechischen Bildungswesens soll eine Feststellung vorausgeschickt
werden: Bis zur Mitte der siebziger Jahre war das griechische
Bildungssystem insgesamt charakterisiert durch theoretisierendes
und ideologisch beladenes Formalwissen. Streng abgekapselt von
der Gesellschaft und vom realen Leben, war es eine Stätte, die
schlicht und einfach auf Unterrichts(re)produktion ausgerichtet war.
Die meisten Kinder und Jugendlichen, die das offizielle Bildungs-
system durchliefen – für die Kinder bürgerlicher Familien gab es
private Eliteschulen und das Auslandsstudium –, verfügten zum
Schluß über die geeignete Ideologie, um die für sie vorgesehene
Rolle in der Klassengesellschaft zu übernehmen: die Rolle des ab-
hängigen Arbeiters mit entsprechender Arbeitsmoral, ethischen Prin-
zipien, politischem Ethos, Nationalgefühl und mit einem unterentwik-
kelten politischen Bewußtsein (Althusser 1983, S. 94). Diese Fest-
stellung ist für das griechische Bildungssystem zutreffend und war
mindestens bis 1974 besonders ausgeprägt.

Im Jahre 1834 haben die Bayern durch König Otto von Wittelsbach
in Griechenland ein Bildungssystem eingeführt, das völlig am baye-
rischen Vorbild orientiert war.1 Die Verpflanzung dieses Bildungs-
systems nach Griechenland stand von Anfang an im Widerspruch
zu der konkreten historisch-gesellschaftlichen Realität. Die ca.
400jährige Geschichte Griechenlands unter der türkischen Herr-
schaft und alles, was diese Zeit an kulturellen Leistungen hervor-

1 Die bayerische Herrschaft hat nicht nur das Bildungssystem, sondern auch etliche
Grundinstitutionen der bürgerlichen Gesellschaft gebracht (vgl. Dimaras 1983,
Bd. A.).
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gebracht hatte, wurde schlicht übersehen und war verpönt. Durch
einen Zeitsprung wurde versucht, den neuen Anfang direkt mit der
klassischen griechischen Zeit zu verbinden. Aber selbst die Entdek-
kung der altgriechischen Vergangenheit wurde von Griechenland
aus dem Europa der Renaissance importiert. Das gesamte Herr-
schaftssystem hatte kein Verhältnis zu den lebendigen, kulturellen
Traditionen, den politischen, sozialen, Kommunikations- und
Öffentlichkeitsstrukturen. Wie auch in allen diesen Bereichen hat die
Adaption unter dem Druck der Realität zu Verbildungen und
Dysfunktionalitäten im Sinne der Systemlogik geführt (Mouselis
1978, S. 321).

Im westlichen Europa hatte das Wiederaufleben des klassischen
Denkens eine Katalysatorfunktion und machte einen Teil der gesam-
ten Befreiungsbewegung aus, die die geschlossene mittelalterliche
Gemeinschaft mit ihren scholastischen Denkweisen sprengte bzw.
vernichtete und den Glauben an das Individuum, das wissenschaft-
liche Denken und die menschliche Ratio durchsetzte. Diese huma-
nistischen Wertvorstellungen, die in Europa durch die Wiederentdek-
kung der griechischen und römischen Kultur zum Ausdruck kamen,
sind verlorengegangen, als das Interesse für und die Auseinander-
setzung mit dem klassischen Erbe in Griechenland einsetzte. Grie-
chenland selbst hatte unter dem kulturellen Einfluß der orthodoxen
Kirche während der türkischen Herrschaft nichts von der Renais-
sance bzw. der Aufklärung und den damit verbundenen gesell-
schaftspolitischen Veränderungen gespürt.

Aus den bereits angedeuteten konkreten historischen Gründen hat
die „abhängige Entwicklung“ Griechenlands dazu geführt, daß zen-
trale Aspekte  der neugriechischen Ideologie aus Europa importiert
wurden. Dies ging einher mit dem Import von juristischen, politi-
schen und kulturellen Institutionen, mit Gütern, Produktionsmetho-
den und Technologien (Kondylis 1991, S. 14). Somit wurden die ge-
sellschaftlichen Gegebenheiten und Probleme meistens durch ideo-
logische und theoretische Prismen wahrgenommen und interpre-
tiert, die aus dem Ausland transferiert wurden. Nicht die gesell-
schaftliche Auseinandersetzung selbst, mittels der sie ins Bewußt-
sein hätten eindringen können, hat die verschiedenen theoretischen
oder ideologischen Formen hervorgebracht. Vielmehr wurden sie
als „fertige Amphoren“ importiert, in welche die einheimischen Pro-
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bleme einflossen und somit das entsprechende theoretische oder
ideologische Schema annahmen (Kondylis 1991, S. 14f). Daher ist
es nicht verwunderlich, daß die Entdeckung und Aktualisierung des
Interesses für das klassische Griechenland eine völlig andere Rolle
für das soziale Leben und die Bildung in Griechenland selbst ge-
spielt haben (ebd.). Die Anpassung der importierten altgriechischen
Denkweise an die patriarchalischen Gegebenheiten hat zwangs-
läufig zu einer Erweiterung geführt, die durch die Herrschaft der Kir-
che zustande kam. Das Altgriechische wurde mit dem Orthodox-
Christlichen verschmolzen. Diese mehr oder weniger willkürliche
Verbindung zwischen der hellenischen antiken Welt und dem Chri-
stentum, die ihren Ursprung in zwei voneinander abweichenden
und miteinander im Streit liegenden Wertesystemen hat, die so-
genannte „hellenisch-christliche Zivilisation“, hat eine sehr große
Rolle in der Entwicklung der griechischen Kultur und Ideologie ge-
spielt (Papaioannou 1983, S. 248).

Die gegensätzlichen Kräfte, die in dem neu gegründeten Staat ko-
existierten, spiegelten sich auch im sogenannten „Sprachproblem“
wider. Ziel der herrschenden Schicht war es, ein künstlich zusam-
mengestelltes Sprachgebilde durchzusetzen, die sogenannte „Ka-
tharevousa“ (reines Griechisch). Sie wurde von der Kirche, den Intel-
lektuellen, den Gerichten und der Verwaltung gesprochen, während
sie „fremd“ war für den Großteil der Bevölkerung, der „Demotiki“
(Volkssprache) sprach, ein lebendiges Griechisch, das im Laufe der
Jahrhunderte geformt und bereichert worden war. Die Katharevousa
wurde nach und nach zur Grenzlinie, die überschritten werden muß-
te im Bestreben um einen sozialen Aufstieg, und sie behauptete sich
somit als unumstößliches Mittel der sozialen Diskriminierung und
Kontrolle. Der Sprachenkonflikt (glossiko sitima) nahm große Dimen-
sionen an und entwickelte sich zu einem massiven Konflikt mit po-
litischen und sozialen Nebenerscheinungen, die in den ersten Jah-
ren unseres Jahrhunderts durch Verfolgungen und Diskriminierun-
gen der Anhänger des „Demotikismus“ gekennzeichnet waren. Der
Streit um die Sprache wurde 1975 beendet, als die Demotiki zur
offiziellen Sprache des griechischen Staates erhoben wurde
(Papaioannou 1983,S. 248ff). Es wurde ein Bildungswesen ange-
strebt, das dazu beitragen sollte, aus Untertanen Bürger eines frei-
en und demokratischen Staates zu machen – ein Ziel, das bis heu-
te größtenteils nicht erreicht wurde.
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Die ersten Versuche einer Bildungsreform wurden schon 1908 unter
der Regierung Venizelos unternommen, die von der langsam auf-
steigenden bürgerlichen Schicht der Kaufleute und Intellektuellen un-
terstützt wurde. Es herrschte ein geistiges, soziales und politisches
Klima, das einen Umbruch im verkrusteten Bildungsbereich begün-
stigte. In Volos wird die erste „Höhere Volksschule für Mädchen“
gegründet, deren Geschichte das wichtigste Kapitel in der Entwick-
lung des neugriechischen Bildungssystems ausmacht. Zwischen
1908 und 1917 gab es Gesetzeseingaben, die Lehrpläne und eine
den sozio-ökonomischen Bedürfnissen des Landes angepaßte Ori-
entierung vorschlugen. Diese reformerischen Gesetze konnten je-
doch nicht verabschiedet werden, da sie auf starke Opposition von
seiten der Kirche, der Athener Universität und der konservativen
Politiker stießen (Dimaras 1984). Damit wurden alle progressiven
Versuche zum Erliegen gebracht. Ein weiterer entscheidender
Versuch einer Bildungsreform wurde 1924 von der Regierung Papa-
nastasiou unternommen, die der Entthronung König Georgs II. und
der Wiederherstellung einer demokratischen Regierungsform  folg-
te, sich jedoch nur bis zum Staatsstreich von 1926 halten konnte. Alle
progressiven Ansätze erlitten einen Rückschlag, es kam zu Bücher-
verbrennungen, und die alten Prinzipien wurden wieder eingesetzt
(Carey u.a. 1968). 1929 kam Venizelos wieder an die Macht. Dies-
mal überlebten die Änderungen im Bildungswesen für eine längere
Zeitspanne. Die Regierung stellte die Forderung, daß die Erziehung
sich nicht darauf beschränken dürfe, die hellenistisch-christliche
Kultur zu fördern, sondern daß die Lernenden befähigt dazu werden
müßten, den Ansprüchen des Lebens entgegenzutreten und zu
brauchbaren und verantwortlichen Bürgern heranwachsen zu kön-
nen. Das Erziehungssystem wurde 1936 durch eine neue Diktatur
verändert. Reformen und Gegenreformen lösten sich ab bis zum
Zweiten Weltkrieg. Das politische, wirtschaftliche und soziale Cha-
os, das nach dem Krieg und der deutschen Besatzung herrschte,
hatte vernichtende Auswirkungen auf das griechische Bildungswe-
sen. Der Bürgerkrieg von 1944 bis 1949 führte zu einer rechtsgerich-
teten Regierung mit ausländischen Schutzherren, die ein zentralisier-
tes, despotisches Regime errichtete. Die Lehrpläne enthielten nur
mehr konservative Indoktrination, und die Geschichte wurde durch
Verzerrung und Auslassung von Tatsachen einseitig dargestellt. Die
byzantinische Welt sollte eine Fortsetzung des antiken und die Ba-
sis des modernen Griechenlands sein (Palios 1986, S. 113).
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Nachdem die Linke es in den 50er Jahren nicht geschafft hatte, sich
in der politischen Arena zu behaupten, blieben die Konservativen
(Regierung Karamanlis) von 1952 bis 1963 an der Macht. Während
dieser Periode war die Regierung durch innere und äußere Fakto-
ren gezwungen, die Modernisierung und technische Orientierung
des Bildungssystems zu forcieren, um mit den anderen europäi-
schen und den Balkanländern hinsichtlich Warenproduktion und
qualifiziertem Personal konkurrieren zu können. Nach zwei von
Vorschlägen und Kontroversen gezeichneten Jahren unterbreitete
G. Vogiatzis, Minister für „Erziehung und Religion“, eine Reihe von
Gesetzesentwürfen, die 1959 verabschiedet wurden.

Das Gesellschaftssystem hatte immer noch eine christlich-helleni-
stische Grundlage und, das muß betont werden, sah sich trotz des
bescheidenen und bei weitem nicht adäquaten Inhalts dieser Vor-
schläge einer starken Opposition aus den akademischen Kreisen der
Athener Universität und Akademie, der offiziellen Kirche und ande-
ren Institutionen gegenüber (Palios 1986, S. 114).

Es gab 1959 in Griechenland mehrere konservative Kräfte, die sich
der Notwendigkeit radikaler Veränderungen und der Einführung von
wissenschaftlichen Erkenntnissen in den Schulen bewußt waren, um
die Wirtschaftskrise, in der sich das Land befand, zu überwinden.
Sie waren jedoch in der Minderzahl gegenüber denjenigen, die ge-
gen eine fortschrittliche Erziehung waren, weil sie die hellenistisch-
christliche Tradition damit aufs Spiel gesetzt glaubten. Außerdem
fürchteten die Gegner der Bildungsreformen die dadurch möglicher-
weise verursachte politische und kulturelle Radikalisierung des Vol-
kes, das sie ihrer Privilegien und Vorteile berauben könnte.

1963 verlor die konservative Partei die Wahlen und wurde von der
Regierung Georgios Papandreou abgelöst. Im darauffolgenden Jahr
wurden große Teile der Pläne von 1924 in bezug auf progressive
Erziehungsprogramme verwirklicht. Die Resultate jedoch waren
minimal in Anbetracht der Tatsache, daß die Reformen mit 40jähri-
ger Verspätung durchgeführt wurden und daß diese Verspätung
fatale Auswirkungen auf das griechische Bildungssystem und die
Gesellschaft hatte. Die Reformen der Regierung Papandreou –
gemäß ihrem „Architekten“ A. Papanoutsos – hatten die Verbesse-
rung des gesellschaftlichen und privaten Lebens der Griechen zum
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Ziel (Polychronopoulos 1980, S. 212). 1965 verlor Papandreou die
Wahlen. Die Konservativen, die die neue Regierung gebildet hatten,
begannen seine Reformen rückgängig zu machen. Von 1965 bis
1967 wurden deshalb nach und nach alle progressiven Elemente der
Reformen von 1964 beseitigt.

Während der Militärdiktatur (1967 – 1974) wurden fast alle Neue-
rungen des Bildungswesens verworfen und durch traditionelle Prin-
zipien ersetzt. Nach dem Sturz der Diktatur kam es zur Bildung ei-
ner konservativen Regierung. Der politische Wechsel von 1974
brachte diverse Veränderungen im Erziehungssystem des Landes
mit sich, deren Hauptmerkmal die Verlängerung des Schulbesuchs
war. Nachfolgende Regierungen hielten an den grundlegenden Ele-
menten dieser Reform bis 1981 fest (Palios 1986, S. 287).

Die sozialistische Regierung von Andreas Papandreou versuchte
nach ihrem Wahlsieg von 1981 alle Lebensbereiche zu reformieren.
Dabei standen sowohl die wirtschaftliche Entwicklung als auch das
Bildungswesen (Gesetz 1268/82) im Vordergrund. Die Bildungsre-
form wurde als unvermeidlich angesehen, um wirtschaftliche Refor-
men einzuleiten, die Gesellschaft zu demokratisieren und die gesell-
schaftlichen Veränderungen zu festigen. Die Sozialisten begannen
erstmals in der neugriechischen Geschichte, breiteren Teilen der
Bevölkerung die Möglichkeit zu geben, bei Entscheidungen auf dem
Bildungssektor mitzubestimmen. Die Bildungsreform wurde vor al-
lem im Hochschulbereich, dem traditionellen Bollwerk gegen Verän-
derungen, stark fühlbar. Eines der wichtigsten Elemente der Reform
auf dieser Stufe war die Abschaffung der Alleinherrschaft der Univer-
sitätsprofessoren, die bis dahin als einzige autorisiert waren, Ent-
scheidungen auf allen Ebenen des Systems zu fällen. Diese Ent-
scheidungsmacht betraf zum Beispiel die Einführung oder Verwer-
fung von Lehrplänen und Methoden, aber auch die Beförderung des
Lehr- und Verwaltungspersonals. Zum ersten Mal hatten die Studen-
ten nun das Recht, ihre Hochschullehrer zu bewerten und Vertreter
mit Stimmrecht in die Versammlungen des Lehrkörpers der Univer-
sität zu wählen. Die Reform von 1982 berührte auch die Erwachse-
nenbildung, was im folgenden detailliert dargestellt wird. Große Tei-
le der Reformen der Sozialisten wurden zwischen 1989 und 1992
wieder verworfen, als die Partei die Wahlen verlor, und 1993 durch
eine Reihe von Gesetzen der konservativen Regierung ersetzt.
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IV. Erwachsenenbildung in Griechenland

a) Historischer Abriß

Grundlage der Erwachsenenbildung in Griechenland ist das staat-
liche Erziehungssystem. Im folgenden wird unter anderem gezeigt,
daß sowohl die Erwachsenenbildung als auch das staatliche Bil-
dungssystem an dem Versuch scheiterte, das kritische Denken und
Bewußtsein, das wissenschaftlich fundierte Wissen, den Aufbau
eines demokratisch-sozialen Bewußtseins und die politische Eman-
zipation der griechischen Bürger zu fördern.

Erste Versuche, eine Art „Erwachsenenbildung“ zu praktizieren, las-
sen sich erstmals in Griechenland um das Jahr 1835 feststellen. Im
Jahr 1836 wurden für alle, die den Wunsch hatten, Facharbeiter bzw.
Meister der Architektur zu werden, „Sonntags- und Feiertagsschulen“
gegründet. Im darauf folgenden Jahr wurden Schulen errichtet, in
denen Kirchengesang und insbesondere Chorgesang gelehrt wurde.
Gleichzeitig wurde eine Reihe von „seemännischen Kursen“ organi-
siert, die theoretische Grundlagen der Seefahrt vermitteln sollten. Auf
der Basis von Privatinitiativen entstanden Gesellschaften und Verei-
ne, die das Ziel hatten, „das Bildungs- und das geistige Niveau des
griechischen Volkes“ zu erhöhen (Papaioannou 1994, S. 192ff).

So unterschiedlich die ideologischen Beweggründe, die Schwer-
punkte und die Mittel dieser Aktivitäten auch gewesen sind, waren
es doch diese Initiativen, die in jener Zeit die Hauptrolle für die „Er-
wachsenenbildung“ spielten. Obgleich für die meisten dieser Initia-
tiven die Bekämpfung des Analphabetentums vorrangiges Ziel war,
gab es auch Bemühungen, das sozio-kulturelle Niveau der Bevöl-
kerung anzuheben. Einige der bekanntesten Initiativen seien hier
angeführt: die Jungfrauenbildungsstätte „Hill“ (1831), die Gesell-
schaft der Bildungsfreunde (1832), die Archäologische Gesellschaft
(1836), die Gesellschaft der Volksfreunde (1865), die eindeutig vom
Grundtvigschen Gedanken der dänischen Volkshochschule geprägt
war und als Hauptzielgruppe die arbeitende Bevölkerung hatte,
sowie der Philologische Verein „Parnassos“ (1865), dessen Haupt-
ziel die Gründung von Abendschulen für Erwachsene in den Groß-
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städten war. Weiterhin zu nennen sind der Verein Athenäum (1867),
der Verein für die Verbreitung der griechischen Kultur und Bildung
(1869) mit dem Hauptziel der Gründung von Abendschulen und Bi-
bliotheken, der Damenverein für die Frauenbildung (1872). Die
Handels- und Manufakturkammer von Athen gründete Abendschu-
len für jüngere Arbeiter (1892). Dieser letzten Initiative folgten eine
ähnliche der Handels- und Manufakturkammer von Piräus für jun-
ge Mechaniker, der Piräusbund (1894). Auch die Gründung des
Vereins zur Förderung der Verbreitung nützlicher Bücher (1899), des
Lyzeums der Griechinnen (1910), des Vereins der Frauenrechte
(1920), der Mazedonischen Bildungsgesellschaft (1925) u.a. sind
wichtige Beispiele der damaligen Bemühungen (Papaioannou 1994,
S. 193, Papaioannou/Palios 1995, 45.20.10.).

Obwohl sich die „Gesellschaft der Volksfreunde“ schon ab 1865 mit
den Arbeitern befaßte, lassen sich erst am Anfang dieses Jahrhun-
derts Versuche auf breiter Basis seitens der Arbeiterbewegung be-
obachten, die mit Aktivitäten im Bereich der Erwachsenenbildung die
Lebensqualität erhöhen und die Bildung fördern wollten. So begann
im Jahre 1909 die „Sozialistische Föderation von Thessaloniki“
Abendkurse für Arbeiter anzubieten. Sie rief im Jahre 1919 den „So-
zialistischen Jugendverband“ ins Leben unter anderem mit dem Ziel,
Kurse über Wirtschaft, Literatur und Sozialismus anzubieten. Im
Jahre 1911 gründete das Athener Arbeiterzentrum eine Sonntags-
schule für Arbeiterinnen, um gezielt den unter Frauen weit verbrei-
teten Analphabetismus zu bekämpfen. Gleichzeitig wurden Abend-
kurse für Soziologie, politische Ökonomie, Arbeitsgeschichte, Phy-
sik, Gesundheitsbildung und Religion eingerichtet, um das Bildungs-
niveau der Arbeiter anzuheben (Vergidis 1992, S.220; Papaioannou/
Palios 1995, 45.20.10.).

In der Zeit des nationalen Widerstandes gegen den Faschismus
wurde in den befreiten Regionen ein breit angelegtes Erwachse-
nenbildungsangebot organisiert, das im wahrsten Sinne des Wor-
tes Volksbildung war. Diese sehr wichtige Entwicklung wurde aller-
dings, wie auch die Hoffnungen auf eine andere Gesellschaftsform,
durch den Bürgerkrieg Ende der vierziger Jahre zerschlagen.

Auch die Kirche war im Bereich der Erwachsenenbildung aktiv. So
wurden im Jahre 1918 in Athen und Thessaloniki die „Christliche



23

Bruderschaft junger Männer“ und die „Christliche Union der jungen
Mädchen“ gegründet. Es entstanden außerdem andere Vereine, wie
„Zoe“ (Das Leben) im Jahre 1907 und „Aktines“ (Strahlen) im Jahre
1943 gegründet. Ziel dieser Einrichtungen war es, die „christliche
Wahrheit und das christliche Leben sowie die Entfaltung einer hö-
heren christlichen Kultur“ zu verbreiten (Thoidis 1965, S. 107ff und
122f). Die Arbeit all dieser Initiativen, so wichtig sie auch teilweise
war, blieb zufällig, konzentrierte sich hauptsächlich auf die Stadt
Athen und war gekennzeichnet vom Mangel an systematischer
Perspektive, Organisation und Struktur.

Nach dem Zweiten Weltkrieg und aufgrund der katastrophalen öko-
nomischen Lage sowie der gespannten gesellschaftspolitischen
Situation haben viele dieser Initiativen ihre Arbeit einstellen müssen.
Andere wiederum haben ihre Arbeit nicht nur fortgesetzt, sondern
sogar intensiviert. Der Staat selbst bekundete sein Interesse an der
Erwachsenenbildung erstmals im Jahre 1929. Aktiv wurde er jedoch
erst in den 50er Jahren, als ein Gesetz zur Bekämpfung des An-
alphabetismus verabschiedet wurde. Bis heute ist dies ein nicht
erreichtes Ziel geblieben.

b) Entwicklungsphasen der staatlichen Volksweiterbildung

I.
Mit dem Gesetz Nr. 4397/29 aus dem Jahre 1929 hat die Regierung
Venizelos zum ersten Mal in der griechischen Geschichte das Pro-
blem des Analphabetismus behandelt. Wie auch viele andere Re-
formen hat es jedoch nicht die erhofften Ergebnisse gebracht, weil
es sich hauptsächlich auf die äußerlichen Aspekte bezog, ohne die
grundsätzlichen Voraussetzungen für eine wirkliche Reform in Be-
tracht zu ziehen. So sollte die Bekämpfung des Analphabetismus
z.B. durch die Gründung von „Sonntagsagrarschulen“ geschehen.
Die Absichten dieses Gesetzes sind aufgrund der weltweiten öko-
nomischen Krise der dreißiger Jahre nie realisiert worden.

II.
Im Jahre 1943, während der Okkupation Griechenlands durch die
Nazis, wurde mit dem Gesetz Nr. 837/43 eine Direktion für Volks-
weiterbildung im Bildungsministerium gegründet. Die Erwachsenen-
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bildung dieser Periode war hauptsächlich damit beschäftigt, die
nazistische Ideologie zu verbreiten und dem Widerstand vorzubeu-
gen bzw. ihn zu untergraben. In derselben Periode wurde, wie schon
erwähnt, in den befreiten Gebieten Griechenlands ein Erwachsenen-
bildungssystem mit dem Ziel aufgebaut, den Widerstand zu stärken,
die Befreiung und den Aufbau des Landes zu fördern.

III.
Nach dem Ende des Bürgerkriegs, der zugunsten der Konservati-
ven bzw. der restaurativen Kräfte ausging, wurde 1954 der Wieder-
aufbau der Volksweiterbildung mit dem Gesetz Nr. 3094/54 in An-
griff genommen. Zum ersten Mal in der Geschichte der Erwachse-
nenbildung wurden ein „Zentrales Komitee für die Bekämpfung des
Analphabetismus“ (KEKA) auf Bundesebene und ein ähnliches
Komitee auf Präfekturebene (NEKA) sowie die „Unterrichtszentren
für Erwachsene“ gegründet, die später „Volksbildungszentren“ ge-
nannt wurden. Damit war eine dezentrale Organisationsstruktur
entstanden, die die Aktivitäten der Erwachsenenbildung vor Ort
unterstützte. Die Bekämpfung des Analphabetismus war offensicht-
lich ein Alibi, um de facto eine antikommunistische Propaganda und
eine Resozialisierung der „kommunistischen, antinationalen Elemen-
te“ zu realisieren.

IV.
Im Jahre 1963 kam die Zentrumsunion von Georgios Papandreou
an die Macht. Mit dem Gesetz Nr. 442/65 wurde die Volksweiterbil-
dung reformiert. Die Umbenennung der KEKA in „Zentralkomitee der
Volksweiterbildung“ (KELE) und der NEKA in „Ausschuß der Volks-
weiterbildung auf Präfekturebene“ (NELE) signalisierte eine wesent-
liche Veränderung: Erwachsenenbildung bedeutete nun nicht allein
die Bekämpfung des Analphabetismus.

V.
Die Zeit der Militärdiktatur zwischen 1967 und 1974 ist durch einen
Rückschlag in der Erwachsenenbildung gekennzeichnet. Die Macht-
haber mißbrauchten die Volksweiterbildung unverhohlen zur „natio-
nalen Aufklärung“ über die sogenannte „Revolution vom 21. April
1967“. In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, darauf hinzuwei-
sen, daß gerade in dieser Zeit überall in Europa eine Aufbruchstim-
mung mit enormen Auswirkungen und Impulsen auf die Alltagskul-
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tur vorherrschte. Aufgrund der Diktatur versäumte Griechenland
diese Entwicklungen, die gerade für die diversen Formen der Er-
wachsenenbildung und der Gemeinwesenarbeit sowohl praktisch als
auch theoretisch sehr wichtig waren.

VI.
Nach dem Zusammenbruch des Militärregimes im Jahre 1974 wur-
de ein weiterer Versuch unternommen, die Volksweiterbildung neu
zu organisieren. Die Verordnung vom 23.8.1975 über die Regelung
der Tätigkeit der Volksweiterbildungszentren, die Gesetze 147/76,
1161/79 und die Ministerialentscheidung G.986020.12./1980 legten
den Rahmen fest, innerhalb dessen die Reorganisation stattfinden
sollte. Diese Veränderungen wurden vom Bildungsministerium als
Anpassung an die Entwicklung in anderen europäischen Ländern
gesehen, aber auch als Anpassung an die Entscheidung der neun-
zehnten UNESCO-Vollversammlung über die weltweite Entwicklung
der Erwachsenenbildung, die am 26. November 1976 in Nairobi
stattfand. Diese verschiedenen Bemühungen, die Volksweiterbil-
dung neu zu strukturieren, muß man auch im Zusammenhang mit
dem damals noch bevorstehenden EG-Beitritt Griechenlands (am
1.1.1981) sehen. Die Architekten dieser „radikalen Veränderung der
Art und Weise des Funktionierens der Volksweiterbildung“ waren
sehr stolz darauf, daß nicht nur die UNESCO, sondern auch der
Europarat, die EG und die OECD nun endlich das griechische Prin-
zip der lebenslangen Bildung zur Grundlage der Erwachsenenbil-
dung gemacht hatten.

Dies war dann im Jahre 1981 Anlaß genug, sich erneut auf das alte
Griechenland zu besinnen. Die Verantwortlichen gingen sogar so
weit zu behaupten, daß die griechische Umwandlung der Erwach-
senenbildung selbst den UNESCO-Beschluß insofern übertraf, als
damit Entscheidungen getroffen wurden, die der Beschluß vermie-
den hat und die noch heute nicht unumstritten sind. Als prinzipielle
Unterschiede der griechischen Volksweiterbildung im Vergleich zum
UNESCO-Beschluß werden folgende angegeben:
– Sie wendet sich an die gesamte Bevölkerung ohne Altersgren-

ze.
– Sie ist ein integriertes Ganzes im Rahmen des gesamten Bil-

dungssystems, dessen Substanz sie ist.
– Ihr Verhältnis zu den anderen Teilen des Bildungssystems ist das
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der Ergänzung, des Ersatzes, der gegenseitigen Hilfe und Fort-
setzung, ohne mit ihnen in Konflikt zu geraten.

– Sie vergibt grundsätzlich keine Zertifikate, da sie an die freie
geistige Suche der Menschen glaubt, die sich manifestiert in der
Auswahl verschiedenster Themen, die durchaus nicht immer in
Verbindung zu Berufs- und Produktionszielen stehen.

Diese Überlegungen zeigten – so die Verantwortlichen der Erwach-
senenbildung jener Zeit –, daß die griechische Volksweiterbildung
den Menschen nicht als „Objekt“, sondern als „freien Geist“ ansah,
der gemäß der „ewigen griechischen Orientierung“ danach strebt,
„immer der Beste zu sein“ (Papaioannou 1994, S. 198). Diese Be-
gründungslogik ist gekennzeichnet durch Naivität und ein in Grie-
chenland sehr wohl bekanntes mechanistisches und formalistisches
Verhältnis zur griechischen Vergangenheit, das realitätsfremd, ober-
flächlich und sinnlos bleibt. Die Praxis der Volksweiterbildung in der
Zeit zwischen 1974 und 1980 zeigt, daß der Schwerpunkt sich auf
Inhalte konzentriert, die allgemein enzyklopädischer Natur sind und
hauptsächlich auf humanistisch-intellektuelle Anregungen zielen (zu
dieser Entwicklungsphase vgl. Papaioannou 1994).

VII.
Die Zeit zwischen 1981 und 1989 war sehr wichtig für die Entwick-
lung der Volksweiterbildung. Nach Übernahme der Regierung durch
die Sozialisten wurde der Versuch unternommen, Veränderungen
auf allen Ebenen zu realisieren. So wurde zum ersten Mal ein Ge-
neralsekretariat für Volksweiterbildung (GGLE) gegründet. Gleich-
zeitig wurden das Zentrale Komitee für Volksweiterbildung und die
Komitees auf Präfekturebene völlig reorganisiert. Mitglieder dieser
Organe waren nicht mehr Vertreter aller Herrschafts- und Sozialkon-
trollmechanismen (wie Polizei, Finanzamt, Militär, Kirche etc.), son-
dern Vertreter von Institutionen und Organisationen, die sich sowohl
auf der Bundes- als auch auf der lokalen Ebene mit Problemen der
Bildung bzw. der allgemeinen Entwicklung befassen, z.B. Vertreter
von Ministerien, die Weiterbildung organisieren, Gewerkschaften,
Arbeitgeber, Universitäten, Genossenschaften etc. Vielleicht mit die
wichtigste Änderung auf organisatorischer Ebene war die Gründung
von sogenannten wissenschaftlichen Beratungsausschüssen (SLE).
Diese auf der Präfekturebene angesiedelten Ausschüsse hatten
beratende Funktion für die NELE in Fragen der Erforschung von
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Erwachsenenbildungsbedürfnissen, der Planung von Erwachsenen-
bildungsangeboten, der Einstellung und Fortbildung von Dozenten
bzw. Kursleitern, der Aufsicht und Koordination aller Erwachsenen-
bildungszentren und -aktivitäten auf Präfekturebene. Die Mitglieder
von SLE waren hauptberufliche Mitarbeiter, die über Erfahrung und
Qualifikation aus Theorie und Praxis der Erwachsenenbildung ver-
fügen sollten.

Auch die Erwachsenenbildungszentren sowie deren Status und die
Aufgaben ihrer Direktoren wurden neu geregelt. In Zusammenarbeit
mit dem SLE hatten die Direktoren die Aufgabe, die Aktivitäten zu
koordinieren und dafür zu sorgen, daß die Voraussetzungen für ei-
nen normalen Ablauf der Kurse gegeben waren. Darüber hinaus
hatten sie für Öffentlichkeitsarbeit und Eruierung der Bedürfnisse der
Erwachsenenbildung im Wirkungsbereich ihres Zentrums zu sorgen.
In einigen Fällen haben sich die Zentren in der Tat zu Bildungs- und
Kulturzentren entwickelt. Neu war ebenfalls der Versuch, die Er-
wachsenenbildungsangebote in einigen Fällen mit den Entwick-
lungsproblemen und -bemühungen auf der lokalen Ebene zu ver-
knüpfen, und zum ersten Mal wurde eine Art Erwachsenenpädago-
gik entwickelt und praktiziert.

Was die Erwachsenenbildungsangebote angeht, so waren sie in
folgende Kategorien einzuordnen: Programme zur Bekämpfung des
Analphabetismus, Programme für unterprivilegierte soziale Gruppen
(wie z.B. Behinderte, Zigeuner, Flüchtlinge, Arbeitslose etc.), Pro-
gramme zur beruflichen Weiterbildung und Programme mit sozia-
len, politischen und kulturellen Inhalten.

Obwohl diese Reform die wichtigste in der Erwachsenenbildung
Griechenlands war, ist sie aus diversen Gründen nach und nach fast
zum Erliegen gekommen. Einige der Probleme, die dazu beigetra-
gen haben, seien an dieser Stelle kurz erwähnt:

– Die staatliche Bürokratie leistete erkennbar Widerstand gegen
eine Institution, die ihr wegen ihrer Organisation, ihrer Arbeits-
weise, ihrer Zielsetzung und wegen des Stils der Mitarbeiter ein
Dorn im Auge war.

– Die Mitarbeiter waren von ihrem Alter, ihrer theoretischen Kennt-
nisse und praktischen Erfahrungen her zu unterschiedlich, als
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daß sie sich auf gemeinsame Konzepte, Programme und Er-
wachsenenbildungsplanung und -politik hätten einigen können.

– Das Fehlen der notwendigen Infrastruktur sowie die miserable
Finanzlage kamen hinzu und haben die Reform untergraben. Die
Erwachsenenbildung wurde schließlich zu einem Bürokratieap-
parat umfunktioniert, der, ohne eine praktisch konkrete Aufgabe
zu haben, quasi als Selbstzweck weiter existierte.

VIII.
Nach dem Regierungswechsel im Jahre 1989 hat sich der bereits
1987 angefangene Abbau der staatlich organisierten Volksweiterbil-
dung dramatisch und nach Plan fortgesetzt. Diesmal führten die
Konservativen keine ideologischen, inhaltlichen oder organisatori-
schen Veränderungen durch. Sie versetzten einen großen Teil des
vorhandenen Personals in andere staatliche Stellen und verurteil-
ten den Rest durch einen enormen finanziellen Abbau zur Untätig-
keit. Die Neokonservativen, die in der Thatcher’schen Politik ihr Ideal
entdeckten, überließen die Erwachsenenbildung privaten Initiativen.
Diese haben durch die Ausnutzung von EG-Geldern einen Boom
erlebt, der weiterhin anhält. Allerdings ist ihr Angebot meist techno-
kratisch und berufsorientiert.

IX.
Seit dem Regierungswechsel im Oktober 1993 sind in Griechenland
die Sozialisten wieder an der Macht. Bis heute läßt sich kaum et-
was beobachten, das uns dazu veranlassen könnte, über radikale
Veränderungen im Bereich der Erwachsenenbildung zu sprechen.
Angesichts der Einführung der sogenannten Kommunalverwaltung
auf der zweiten Ebene, d.h. der Präfektur, ist eher eine Wartezeit
angesagt, die eine Weiterentwicklung hemmt und die Mitarbeiter
verunsichert. Die Chancen der staatlichen Volksweiterbildung sind
also eher schlecht und dürften sich vielleicht erst dann verbessern,
wenn die Kommunalverwaltungen die Volksweiterbildung als Instru-
ment für die lokale Entwickung begreifen.

An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß vor allem seit
dem Beitritt Griechenlands zur Europäischen Gemeinschaft im Jahre
1981 eine neue Entwicklung im Gange ist: die Herausbildung, die
Entwicklung und die Expansion des privaten Sektors der Erwach-
senenbildung, der sich hauptsächlich mit der beruflichen Weiterbil-
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dung befaßt. Der Mangel an Erfahrung, Tradition und Kontrolle ei-
nerseits und das lukrative Geschäft andererseits – die Teilnehmer
dieser Angebote werden subventioniert – sind einige der Gründe für
die Fragwürdigkeit dieses Sektors im Hinblick auf die Befriedigung
von vorhandenen Qualifikationsbedürfnissen.

c) Zur gegenwärtigen Situation

Die Erwachsenenbildung in Griechenland umfaßt heute alle Bil-
dungsaktivitäten außerhalb des formellen Bildungssystems, d.h. des
dreiteiligen Systems der Primar-, Sekundar- und Hochschulausbil-
dung. Sie arbeitet mit unterschiedlichen Lernverfahren und wird
sowohl Erwachsenen als auch Jugendlichen ab 15 Jahren angebo-
ten. Ihre Aktivitäten können nach spezifischen Zielen und Zielgrup-
pen in vier Kategorien unterteilt werden:

I. Alphabetisierungsprogramme
Die erste Kategorie besteht im wesentlichen aus Programmen zum
Erlernen des Lesens und Schreibens und wird hauptsächlich vom
Generalsekretariat der Erwachsenenbildung realisiert. Dieser Be-
reich ist von außerordentlicher Wichtigkeit, wenn man bedenkt, daß
die Volkszählung von 1981 ergab, daß 8,6% der Bevölkerung über
10 Jahre nie eine Schule besucht haben. In dieselbe Kategorie fal-
len auch die Versuche, den ethnischen und kulturellen Minderhei-
ten Lese- und Schreibprogamme anzubieten. Sie sollen – immer
unter Berücksichtigung ihres besonderen Lebensstils, ihrer Identi-
tät, ihrer Sitten und Gebräuche – auf diese Weise in das nationale,
kulturelle und soziale Gefüge integriert werden. In diesem Zusam-
menhang muß betont werden, daß die Präsenz von ausländischen
Arbeitern in Griechenland, die in ihrer Mehrheit illegal hier wohnen
und arbeiten, ein Faktum ist, das nicht nur den Arbeitsmarkt, son-
dern die gesamte Gesellschaft prägt. Nach Einschätzungen des
Instituts für Arbeit der Griechischen Gewerkschaft, beträgt die Zahl
der beschäftigten Ausländer, die aus den Industrieländern stammen
und in ihrer Mehrheit legal in Griechenland sind, 100.000. Aus der
ehemaligen Sowjetunion und aus Albanien kamen in den letzten
Jahren mehr als 100.000 Menschen griechischer Abstammung nach
Griechenland. Die Zahl der Ausländer, die in Griechenland illegal
arbeiten und aus den Ländern Osteuropas und der dritten Welt kom-
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men, bewegt sich zwischen 280.000 und 350.000. Hinzu kommen
Flüchtlinge und Zigeuner.

II. Soziale Randgruppen
Die zweite Kategorie von Erwachsenenbildungsprogrammen befaßt
sich mit sozial ausgegrenzten Gruppen wie beispielsweise Perso-
nen mit besonderen Bedürfnissen, ältere Leute, Invalide, Flüchtlin-
ge, Zigeuner, Arbeitslose, Obdachlose usw. Programme dieser Art
werden hauptsächlich vom Generalsekretariat der Erwachsenen-
bildung, aber auch von verschiedenen staatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen, von Kirchen und von örtlichen Behörden an-
geboten.

III. Berufliche Weiterbildung
In dieser Kategorie werden Kurse angeboten, die sowohl über ele-
mentare als auch über spezialisierte Inhalte verfügen. Zielgruppen
sind hier die bereits erwähnten Gruppen, aber auch Berufstätige,
die ihr Fachwissen auf den letzten Stand der technologischen Ent-
wicklungen bringen möchten. Solche Programme werden vom Grie-
chischen Zentrum für Produktivität, der Griechischen Organisation
für Arbeit, den Industrie- und Handelskammern, dem Griechischen
Industrieverband, den Kammern für Wirtschaft, den Technikerkam-
mern und mehreren privaten „Zentren für berufliche Weiterbildung“
angeboten. In den letzten Jahren hat das Arbeitsministerium die
Institution KEK (Zentrum für berufliche Weiterbildung) eingeführt.
Nur diejenigen Zentren können berufliche Weiterbildungsprogram-
me abwickeln, die aus EU-Mitteln finanziert werden. Solche Zen-
tren können Privatleute, aber auch staatliche, städtische, gewerk-
schaftliche und universitäre Einrichtungen gründen.

IV. Gesellschaftliche, politische und kulturelle Themen
Die Kurse dieser Kategorie haben die persönliche Entwicklung und
Weiterbildung aller Bürger zum Ziel, unabhängig von deren Bil-
dungsniveau, Geschlecht oder Alter. Darüber hinaus versuchen sie
entweder Integration und soziale Kontrolle sicherzustellen oder aber
aktive und kritische Beteiligung der Bürger am kulturellen, sozia-
len, politischen und wirtschaftlichen Leben des Landes zu bewir-
ken. Das Generalsekretariat für Erwachsenenbildung offeriert sol-
che Programme parallel zu verschiedenen staatlichen Institutionen,
Gesellschaften für Kultur und Wissenschaft, Gruppen und Vereinen,
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Ausbildungsinstituten, Gewerkschaften, politischen Parteien, Mas-
senmedien u.a.

Eine Reihe von Aktivitäten der Erwachsenenbildung wird in Grie-
chenland traditionsgemäß von verschiedenen Stiftungen und Orga-
nisationen ziemlich unsystematisch und sporadisch durchgeführt.
Sie sind deshalb in ihrer Wirksamkeit relativ eng begrenzt. Diese
Situation wird wird noch dadurch verschärft, daß es weder systema-
tisches Lehrmaterial noch eine spezielle Aus- und Weiterbildung für
Personen im Bereich der Erwachsenenbildung und insbesondere
der beruflichen Weiterbildung gibt. Die Programme der Erwachse-
nenbildung überschneiden sich, Inhalte und Ziele sind unklar und
komplex. Es mangelt an einer Organisierung der Erwachsenenbild-
ner, die bisher nicht in der Lage waren, sich als Berufsgruppe zu
etablieren und damit auch der Erwachsenenbildung zu sozialer
Anerkennung zu verhelfen.

Im Jahre 1986 wurde ein Komitee für Koordination der Erwachse-
nenbildungs- und Weiterbildungsprogramme im öffentlichen und
sozialen Sektor gegründet. Folgende Träger waren dabei vertreten:
das Innenministerium, das Erziehungsministerium/Pädagogisches
Institut, das Ministerium für Landwirtschaft, das Arbeitsministerium,
das Institut für Weiterbildung, das Generalsekretariat für Erwachse-
nenbildung, das Generalsekretariat für Jugend, das Generalsekre-
tariat für Auslandsgriechen, die Griechische Gesellschaft für örtliche
Entwicklung und Verwaltung, die Bank für Landwirtschaft, die Orga-
nisation für Arbeit, die Griechische Organisation Kleiner und Mittel-
großer Betriebe und Werkstätten, der Verband Landwirtschaftlicher
Kooperativen, der Arbeiterverband und das Amt des Ministerpräsi-
denten.

Da es eine schwierige Aufgabe und eventuell nicht einmal der Mühe
wert wäre, alle Bildungs- und Kulturaktivitäten aufzeigen und bewer-
ten zu wollen, werden die staatlichen Träger und die wichtigsten
Institutionen des breiteren öffentlichen und des privaten Sektors
dargestellt. Die offizielle Einstellung zur Erwachsenenbildung im
Hinblick auf ihre Perspektive, ihre Handlungsmöglichkeiten und ihre
Vorhaben kann damit gut verdeutlicht werden.
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d) Entwicklungstendenzen und Perspektiven

Probleme der Erwachsenenbildung bis 1982

Wie bereits mehrmals erwähnt, bestand das Hauptziel der Erwach-
senenbildung in Griechenland anfänglich in der Bekämpfung des
Analphabetismus; darüber hinaus oblag es der Erwachsenenbil-
dung, Vorträge zu organisieren, die sich auf der Basis der „helleni-
stisch-christlichen Tradition“ mit den Themen Religion, Nation, Fa-
milie, Sozialverhalten beschäftigten. Seit den Reformen der Veni-
zelos-Regierung 1929 war jedoch die Bekämpfung des Analphabe-
tismus das Hauptanliegen. Eine fortdauernde Reaktion darauf wur-
de allerdings erst in den 50er Jahren sichtbar, als 1954 mit dem
Gesetzerlaß 3094/54 eine Behörde geschaffen wurde, die sich aus-
schließlich mit dieser Aufgabe befassen sollte.

Der Fehlschlag dieser ersten Versuche im Kampf gegen den An-
alphabetismus kann einer Reihe von Gründen zugeschrieben wer-
den:

– Die organisatorische Struktur der Komitees und die Logik der
Gesetze waren dadurch bestimmt, daß eine Teilnahmepflicht an
den entsprechenden Kursen bestand. Diese Komitees setzten
sich aus Personen zusammen, die Macht, Autorität und Kontrolle
innehatten: der Bischof der Region als ehrenamtlicher Vorsitzen-
der, der Präfekt als Vorsitzender, der Bezirksstaatsanwalt, ein
Vertreter der Bezirksstadtverwaltung, der Polizeipräsident, der
Inspektor des Arbeitsamtes, der Präsident der Dorfpolizei, der
Direktor der Präfektur, die Inspektoren der Primarschulverwal-
tung, der Steuerinspektor, der Direktor des Sozialhilfeamtes und
ein Vertreter der lokalen Presse. Diese spezielle Zusammenset-
zung der leitenden Komitees der Erwachsenenbildung führte zu
einer negativen und feindlichen Reaktion der Massen gegenüber
einer aktiven Teilnahme an Erwachsenenbildungskursen.

– Der Versuch der Abschaffung des Analphabetentums trug nicht
nur in keiner Weise dazu bei, das Bildungsniveau des Volkes zu
heben und einem Befreiungsprozeß zu dienen, sondern war im
Gegenteil mit der Angst vor der Staatsgewalt, mit der Angst vor
Strafe und vor einem möglichen Verlust des Arbeitsplatzes ver-
bunden.
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– Für die Programme zur Bekämpfung des Analphabetentums
wurden die gleichen Bücher benutzt, die auch für Kinder in den
Schulen eingesetzt wurden – ohne Rücksicht auf die besonderen
Eigenschaften und Bedürfnisse lernender Erwachsener.

– Der Lese- und Schreibunterricht wurde weder mit beruflicher und
sozialer Ausbildung verbunden, noch wurde die konkrete sozio-
ökonomische Stellung und Situation von Erwachsenen berück-
sichtigt.

– Die Unangemessenheit der Programme wurde noch betont durch
die Tatsache, daß der Unterricht fast ausschließlich von Grund-
schullehrern gehalten wurde, die sich – abgesehen von der
Tatsache, daß sie nicht spezialisiert waren – durch extremen
Konservatismus und veraltete pädagogische Konzepte auszeich-
neten (Studienleiter waren meist Lehrer, Ärzte, landwirtschaftli-
che Fachleute; Priester vermittelten religiöse und ethische Leh-
ren, und Polizisten sorgten für die „soziale Erziehung“).

– Es gab keine hauptberuflichen wissenschaftlichen Mitarbeiter.
Es gab und gibt auch heute noch kein Studium und keine
systematische Fortbildung für Erwachsenenbildner in Griechen-
land, wie es auch kein Forschungsinstitut für Erwachsenenbil-
dung gibt.

Abgesehen von den Lese- und Schreibprogrammen bot die Erwach-
senenbildung Elementarwissen auf allgemeinen Gebieten wie Auf-
gaben und Pflichten des Bürgers, Hygiene, Religion, Viehzucht usw.
in Kursen an. Der Inhalt dieser Fächer, die Unterrichtsmethode wie
auch die mangelnde Qualifikation des Lehrpersonals in Verbindung
mit ihrer extrem autoritären Einstellung den Lernenden gegenüber
führten zum Mißerfolg dieser Aktivitäten in der Erwachsenenbildung.
Während der Militärdiktatur (1967-1974) kamen diese Strukturen fast
ausschließlich als Propagandainstrumente zur Anwendung, und sie
wurden bis zur Reform von 1976 beibehalten.

Nach 1974 wurde ein optimistischer Versuch gestartet, die Erwach-
senenbildung zu modernisieren. Man richtete 21 „Modellzentren für
Erwachsenenbildung“ ein, begründete mit dem Präsidialerlaß 147/
76 eine Abteilung für Erwachsenenbildung und erließ die Verord-
nungen 1161/79 und 1316/80. Neben der Neustrukturierung wur-
den gelegentliche öffentliche Vorträge und spezielle Bildungsaktio-
nen wie auch Lehrkurse ins Leben gerufen. Ungeachtet der Mo-
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dernisierungsversuche, die hauptsächlich der teilweisen Finanzie-
rung und den Ansprüchen des Europäischen Sozialfonds zuzu-
schreiben  waren, gab es eine übermäßige und planlose Steige-
rung der Ausgaben, ohne material-technische Infrastruktur und
ohne die notwendige organisatorische Neustrukturierung mit qua-
lifiziertem und kompetentem Personal. Außerdem gab es natürlich
weder einen Versuch, ausgebildete Lehrkräfte korrekt auszuwäh-
len, noch die Aktionen der Erwachsenenbildung so zu organisie-
ren, daß sie auf einem anderen Konzept für Erziehung und gesell-
schaftlicher Entwicklung basiert hätten. Dies war hauptsächlich
darauf zurückzuführen, daß die sozio-ökonomischen Probleme des
Landes ignoriert wurden und die Erwachsenenbildung in keinem
Zusammenhang zum sozialen Entwicklungsprozeß stand und so
der Status quo erhalten wurde.

Die Reform von 1982

Mit dem Regierungswechsel nach den Wahlen von 1981 begann
eine neue Phase der Erwachsenenbildung in Griechenland. Nach
den neuen Verordnungen (826/82) des Generalsekretariats für Er-
wachsenenbildung sollten die Ausbildungsaktivitäten auf einem
anderen Anspruch basieren und Teil eines generellen Versuchs zur
sozialen Transformation auf wirtschaftlichem, politischem, gesetz-
lich-institutionellem und ideologisch-kulturellem Niveau werden. Dies
sollte durch Interventionen auf den folgenden Ausbildungsgebieten
realisiert werden: berufsbezogene Erstausbildung und Fortbildung,
neue Institutionen der Volksbeteiligung und -mitbestimmung, soziale
Themen und Probleme, soziale Gruppen mit spezifischen Proble-
men, Versuchsprogramme berufsbezogener Aus- und Weiterbildung
und soziale Eingliederung für Behinderte, Ausbildungsprogramme
für Zigeuner, Ausbildungsprogramme für Eltern, Versuchsprogram-
me für die soziale Wiedereingliederung von Gefangenen, Program-
me für Immigranten und Rückwanderer, Alphabetisierungsprogram-
me, Frauenprogramme, Förderung der Produktion von Lehrmateri-
al (Bücher u.a.), Schaffung einer Infrastruktur. Der Versuch der so-
zialistischen Regierung von 1982, die Erwachsenenbildung zu re-
formieren, war das Resultat ihrer konkreten sozio-politischen
Schwerpunktsetzung und Ideologie. Die von der Regierung verfolg-
ten Prinzipien der „bewußten Kritik“ und der „aktiven Beteiligung des
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Volkes an sozialen Prozessen“ wie auch die „demokratische Selbst-
verwaltung kollektiver Versuche auf allen Ebenen“ sollten mit den
entsprechenden Strukturen und Zielen der Erwachsenenbildung
kombiniert werden.

Nachstehend einige der wichtigsten Ziele der Erwachsenenbildung
gemäß den Erlassen von 1982: die Notwendigkeit, ein System kon-
tinuierlicher Erziehung, beruflicher Ausbildung und beruflicher Ori-
entierung zu schaffen; die integrale Entwicklung des einzelnen in-
nerhalb des ständig fortschreitenden Wandels auf wirtschaftlichem,
sozialem, wissenschaftlichem und technologischem Gebiet; das
Wecken von Solidaritätsbewußtsein mit und Respekt vor andersar-
tigen Traditionen und Kulturen auf nationaler und internationaler
Ebene; die Bedeutung der physischen, historischen und kulturellen
Umwelt; die Wichtigkeit kultureller und sozio-ökonomischer Dezen-
tralisierung; der Beitrag zur Entwicklung von Erziehungs- und Aus-
bildungssystemen für neue Produktionsformen, um die berufliche
Laufbahn des einzelnen zu unterstützen und die Arbeitslosigkeit zu
vermindern.

Darüber hinaus sollte die Erwachsenenbildung helfen, ein breites
Spektrum von Problemen zu bewältigen: den Analphabetismus ab-
schaffen, der Landflucht und Verstädterung vorbeugen, zur Lösung
von persönlichen und familiären Problemen beitragen, Freizeit krea-
tiv gestalten, Chancengleichheit und einen ausgewogenen sozia-
len Fortschritt gewährleisten, die Menschen- und Bürgerrechte von
Personen mit besonderen Bedürfnissen schützen und fördern, eine
Brücke zwischen Geistes- und Handarbeit schlagen, über staatli-
che Funktionen und Dienste, über Rechte und Pflichten der Bür-
ger informieren und schließlich die Notwendigkeit einer aktiven Teil-
nahme aller Bürger an Entscheidungsprozessen und und Zielset-
zungen der Staatsführung verdeutlichen. Dezentralisierung wurde
für eine Festigung der Reformen als ebenso notwendig angesehen
wie die drastische Reorganisation der Institutionen der Erwachse-
nenbildung. Die durch die Reform von 1982 revidierte Struktur der
Erwachsenenbildung ist dem nachfolgenden Diagramm zu entneh-
men:
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Generalsekretariat für
Erwachsenenbildung

(GGLE)

Zentralkomitee für Erwach-
senenbildung der Vertreter
staatlicher und nichtstaatli-
cher Körperschaften und
Organisationen

(KELE)

Wissenschaftlicher Rat der Er-
wachsenenbildung (SLE, mit wis-
senschaftlicher und pädagogi-
scher Beratungsfunktion)

Präfekturkomitee für Erwachsenenbildung
(NELE, mit politischer und Verwaltungsfunktion
und -verantwortung)

…

Zentrum für
Erwachsenenbildung

Örtliches Komitee der
Erwachsenenbildung
(TELE)

Dozent

Kurs

Dozent

Kurs

…

…

…

…

Zentrum für
Erwachsenenbildung

Örtliches Komitee der
Erwachsenenbildung
(TELE)

Dozent

Kurs

Dozent

Kurs

…

…

…

Ministerium für nationale Bildung und Religionen

Wesentlich bei den Reformversuchen der Erwachsenenbildung war
die Entscheidung, Vertreter der sozio-ökonomischen Gruppen des
Landes an der Gestaltung, Planung und Ausführung der Program-
me teilhaben zu lassen.

Die Zusammensetzung des Komitees für Erwachsenenbildung auf
Präfektur-(Bezirks-)Ebene (NELE) wurde revidiert, so daß breite
Beteiligung und öffentlicher Konsens gewährleistet waren; es wur-
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de beschlossen, daß neben dem Präfekten folgende Instanzen das
Komitee bilden sollten: zwei Vertreter des Erziehungsministeriums,
zwei Vertreter der Kommunalverwaltung, ein Vertreter des örtlichen
Lehrerverbands für die Vorschul-, Grundschul- und Gymnasialstu-
fe; Vertreter aus Kunst und Handwerk, Handel, technischen und
wissenschaftlichen Kammern; ein Vertreter der örtlichen Gewerk-
schaft; Vertreter der Gewerkschaft landwirtschaftlicher Verbände und
der Gewerkschaft landwirtschaftlicher Kooperativen; Vertreter der
staatlichen Bildungs- und Erziehungsbehörden; Vertreter der Fach-
hochschulen und Universitäten. Die Dienstzeit der o.g. Personen
wurde auf zwei Jahre festgelegt.

Erwachsenenbildungsräte (SLE) mit beratender Funktion wurden in
jedem Präfekturkomitee eingerichtet; sie setzten sich zusammen aus
Beamten und Professionellen, die in Sachen Erwachsenenbildung
möglichst spezialisiert waren. Der Einsatz dieser Räte war mögli-
cherweise der bedeutendste Schritt innerhalb der Reformen. Zum
ersten Mal erhielten Experten den Auftrag, sich ausschließlich mit
der Erwachsenenbildung zu beschäftigen, d.h., Kurskonzepte wur-
den entwickelt und den Präfekturkomitees vorgeschlagen; speziel-
le Aktionen und Veranstaltungen konnten geplant werden; Dozen-
ten der Erwachsenenbildung wurden ausgewählt und ausgebildet.
Auch  Vorschläge und Anregungen zur Einbeziehung spezifischer
örtlicher Bedürfnisse und Anforderungen konnten nun untersucht
und in Lernprogramme und Projekte integriert werden. Zudem be-
stand nun die Möglichkeit, für eine adäquate Leitung der Zentren zu
sorgen.

Die in diesen neuen Vorschriften herausgestellten Ziele entsprachen
den Prinzipien der Erwachsenenpädagogik. In den Bildungspro-
grammen kommen sie durch folgende Schwerpunkte und Themen
zum Ausdruck:
– berufsbezogene Erstausbildung und Weiterbildung
– neue Institutionen der Volksbeteiligung und -mitbestimmung
– soziale Themen und Probleme
– soziale Gruppen mit spezifischen Problemen – Versuchspro-

gramme berufsbezogener Aus- und Weiterbildung und soziale
Eingliederung für Behinderte

– Ausbildungsprogramme für Zigeuner
– Ausbildungsprogramme für Eltern
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– Versuchsprogramme für die Wiedereingliederung von Gefange-
nen

– Programme für Immigranten und Rückwanderer
– Programme zur Bekämpfung des Analphabetismus
– Frauenprogramme
– Förderung der Produktion von Lernmaterial wie Bücher, Filme

und andere Materialien
– Infrastruktur.

Zu jedem dieser Punkte wurde versucht, bestehende Bedürfnisse
durch die Programme zu befriedigen und damit zur Verbesserung
sozialer Bedingungen wie auch zur regionalen Weiterentwicklung
beizutragen. Einzelheiten zu ihrem Inhalt und zu weiteren Aktionen
der Erwachsenenbildung werden an anderer Stelle dieses Berich-
tes behandelt.

Mit der Reform wurden zudem neue, den spezifischen Anforderun-
gen der Erwachsenenbildung adäquatere Methoden und Ansätze
umgesetzt. Diese „neue“ Pädagogik beinhaltete kleinere Lerngrup-
pen, die es den Kursleitern ermöglichten, eine Atmosphäre für
zwanglose Diskussionen zwischen den Teilnehmern zu schaffen,
den fruchtbaren Austausch von Erfahrungen und Ideen zu fördern
und schließlich bei der schrittweisen Aneignung des Lehrstoffes
behilflich zu sein. Im Vordergrund standen Lernprozesse, die auf
eine Humanisierung der Gesellschaft abzielten, indem die Bürger
bewußt und aktiv am sozialen Prozeß beteiligt wurden. Es wurde
versucht, Selbstbewußtsein, Solidarität und allgemeinen Wissens-
durst durch selbstbestimmtes Lernen zu fördern. Der freie und of-
fene Dialog, wie ihn der Pluralismus verlangt, erlaubte den Teilneh-
mern, ihre Stellung in der Arbeitswelt und der Gesellschaft wahrzu-
nehmen und zu verstehen – eine notwendige Bedingung für eine
Verbesserung der Lebensqualität.

Nach der Reform von 1982 hat sich die Situation der Erwachsenen-
bildung weiter zum Besseren entwickelt. Wie schon weiter oben
erörtert, wurde diese Entwicklung durch folgende Punkte begünstigt:
– institutionelle Neustrukturierung der Erwachsenenbildung
– strukturelle Dezentralisierung der Erwachsenenbildungsorgani-

sationen
– Veränderung der Programme
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– Veränderung der Inhalte
– Qualifizierung des Personals
– effektivere Planungen von Aktivitäten
– Berücksichtigung von sozialen Prozessen und Bedürfnissen.

Dennoch gab es trotz der klaren Ziele und des anspruchsvollen
Rahmenkonzepts Unterlassungen und Unvereinbarkeiten, die nach
und nach die Grundlagen der so sehr gewünschten Richtungsän-
derung der Aufgaben der Erwachsenenbildung untergruben. Trotz
der unzweifelhaften Verbesserungen in der Erwachsenenbildung
nach 1982 ist deshalb eine Reihe von Problemen und Dilemmata –
teilweise durch interne, teilweise durch externe Faktoren hervorge-
rufen – in Erscheinung getreten. Zu den externen Faktoren zählt vor
allem die jüngere Vergangenheit der Erwachsenenbildung: Das
Nichtvorhandensein einer Infrastruktur, der Mangel an Personal mit
theoretischer und praktischer Erfahrung sowie das Fehlen einer
sozialen Bildungsbewegung führten zu dem negativen Bild der Er-
wachsenenbildung in den Augen der Bevölkerung. Hinzu kommen
außerdem einige Sachverhalte, die mit den vorgenannten Feststel-
lungen eng verknüpft sind. Sie betreffen sowohl die einem unklaren
und unvollständigen theoretischen Rahmen der Erwachsenenbil-
dung zugrundeliegenden Prinzipien als auch die Unzulänglichkei-
ten und Schwächen in der praktischen Ausführung, die nicht zuletzt
mit der offiziellen Erwachsenenbildungspolitik zusammenhängen.

Seitdem die EU-Politik massiv in den Bereich der Erwachsenenbil-
dung eingegriffen hat, ist der Schwerpunkt auf berufliche Weiterbil-
dung fokussiert. Den sozial Schwachen, Ausgegrenzten, Arbeitslo-
sen, Frauen, Zigeunern, Ausländern werden als Allheilmittel Berufs-
bildungskurse empfohlen. Die ökonomische Unterstützung der Kurs-
teilnehmer garantiert die Hinnahme einer Weiterbildung, die keine
Perspektive eröffnet. Dadurch ist vor allem die lebenswichtige Rol-
le der Erwachsenenbildung in entlegenen Regionen verlorengegan-
gen. Niemand hat mehr Interesse, für wenig Geld Kurse an solchen
Orten zu leiten. Werden dort dennoch Fortbildungskurse organisiert,
haben sie meistens sehr wenig mit den konkreten lokalen Bedürf-
nissen und Perspektiven zu tun.

Das Fehlen lokaler Entwicklungspläne und Fortbildungsangeboten,
unabhängig von einer realen Beschäftigungsperspektive, sowie die
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massive Kontrolle dieses Bereichs durch private Anbieter, die mei-
stens weder über theoretische noch über praktische Erfahrung in der
Erwachsenenbildung verfügen, deutet darauf hin, daß solche EU-
Programme sehr hilfreich für Ausbilder und Veranstalter von Fort-
bildungen sind, aber nicht so sehr für die Teilnehmer. Diesen wird
damit eine falsche Hoffnung auf bessere berufliche Chancen ge-
macht. Noch beunruhigender ist allerdings das Phänomen, daß
selbst die kommunalen und genossenschaftlichen sowie die gewerk-
schaftlichen Institutionen sich verleiten lassen, diese Angebote zu
übernehmen. Auch Universitäten und Fachhochschulen sind davon
nicht ausgenommen. Dies führt zu einem – zumindest vorläufigen
– Aussterben der sozial-kulturellen Aktivitäten in der Erwachsenen-
bildung und vor allem in der politischen Bildung.
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V. Erwachsenenbildungsträger

Die Träger der Erwachsenenbildung und Weiterbildung können in
fünf Kategorien eingeteilt werden:
1. Allgemeine Erwachsenenbildung
2. Staatliche Organisationen und Körperschaften der beruflichen

Aus- und Weiterbildung
3. Organisationen innerhalb von Ministerien und Gesellschaften der

Öffentlichen Hand sowie örtlicher Kommunalverwaltungsstellen
4. Interessenorganisationen wie Genossenschaften, Gewerkschaf-

ten, Arbeitgeberverbände
5. Private oder staatliche Unternehmen, Organisationen und Fir-

men, die innerbetriebliche Fortbildung durchführen
6. Private Organisationen, die Beratung und Ausbildung für Dritte

anbieten und organisieren.

Zu 1. – Allgemeine Erwachsenenbildung

Das Generalsekretariat für Erwachsenenbildung (GGLE)
– Organisation und Struktur
Das Generalsekretariat für Erwachsenenbildung gehört zu den
wichtigsten staatlichen Institutionen, die sich mit Berufsausbildung
und Berufsweiterbildung beschäftigen. Es nimmt gegenwärtig an
über dreizehn EG-Programmen teil und erhält finanzielle Unterstüt-
zung aus dem Europäischen Sozialfond. Es ist autorisiert, nicht-
formelle Weiterbildungs- und Lernprogramme anzubieten und zu
leiten. Verantwortlich für die Politik der Erwachsenenbildung wie
auch für die Politik anderer staatlicher Organisationen, die Weiter-
und Ausbildungsprogramme anbieten, ist das Zentralkomitee für
Erwachsenenbildung. Außerdem sind insgesamt fünfundfünfzig Ko-
mitees für Erwachsenenbildung in allen Präfekturen des Landes
eingerichtet worden. Vorsitzende dieser Komitees sind die Präfek-
ten, und aufsichtführendes Organ ist das GGLE. Die Komitees
setzen sich zusammen aus Beamten, Vertretern der Handelsver-
bände, Schulexperten und Ausbildern anderer öffentlicher Körper-
schaften, die Berufsausbildung anbieten, Vertretern der Gewerk-
schaften, der Universitäten, aber auch Vertretern von Bürgerorga-
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nisationen wie z.B. Kulturvereinen. Alle örtlichen Komitees für Er-
wachsenenbildung beschäftigen qualifiziertes Personal, das ent-
weder Beamtenstatus hat oder gemäß privatrechtlichen Arbeits-
verträgen angestellt ist. Es unterteilt sich in Lehr-, Beratungs- und
Verwaltungspersonal; das Lehrpersonal – ausgenommen die, die
Planstellen besetzen – wird auf der Basis von Stundenlohn be-
zahlt, wobei keine Mindestbeschäftigungszeit garantiert wird. Be-
ratendes und Verwaltungspersonal sind Vollzeitbeschäftigte mit
unbegrenzten Arbeitsverträgen auf privatrechtlicher Basis. Die  Er-
wachsenenbildungszentren, die im ganzen Land verteilt sind, un-
terstehen diesen Komitees.

Seit Anfang 1996 sind sehr wichtige strukturelle Veränderungen im
Gange, die allerdings noch nicht abgeschlossen sind. Zum ersten
Mal in der griechischen Geschichte werden die Präfekten und die
Präfekturräte als kommunale Selbstverwaltungsorgane direkt von
der Bevölkerung gewählt. Gleichzeitig hat das Bildungsministerium
ein vom Generalsekretariat der Erwachsenenbildung unabhängiges
Institut für Erwachsenenbildung (IDEKE) gegründet. All dies hatte
zur Folge, daß die Erwachsenenbildung auf Präfekturebene als Amt
oder als Teil eines Amtes (wie z.B. Amt für Ausbildung, Jugend und
Kultur) direkt der Präfektur untergeordnet wurde. D.h., daß die Er-
wachsenenbildung auf lokaler Ebene ihre Selbständigkeit bekam,
ihre Mittel jedoch noch immer aus dem staatlichen Haushalt über
das Generalsekretariat bezieht. Die EG-Programme, die das
Generalsekretariat koordiniert, werden üblicherweise mit dem Insti-
tut für Erwachsenenbildung und/oder mit Privatträgern und – aller-
dings sehr selten – mit der Erwachsenenbildung auf lokaler Ebene
abgewickelt. Auf diese Weise verfährt auch das Institut für Erwach-
senenbildung mit seinen EG-Programmen. Insgesamt läßt sich fest-
stellen, daß die Entwicklung der Erwachsenenbildung hauptsäch-
lich von den lokalen Trägern, Ämtern, Personen und Initiativen ab-
hängt. Die Angebote werden damit mehr auf die lokalen Probleme
und Bedürfnisse abgestimmt, da sie vor Ort entschieden und kon-
zipiert werden.

– Bildungsprogramme
Das GGLE bietet eine Vielzahl von Programmen an, die, wie bereits
erwähnt, hauptsächlich folgende Themen zum Inhalt haben: Be-
kämpfung des Analphabetismus, berufsbezogene Aus- und Weiter-
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bildung, Behandlung sozialer Themen, Angebote für Behinderte und
Förderung der Schönen Künste und Kultur.

1) Bekämpfung des Analphabetismus
Schreib- und Lesekurse werden im ganzen Land angeboten und
hauptsächlich von Erwachsenen, einschließlich Einwanderer,
Flüchtlinge und Zigeuner, aber auch Behinderte, besucht. Die Sta-
tistik der Volkszählung von 1981 zeigt auf, daß 9,4% der Bevölke-
rung über 15 Jahre nie eine Schule besuchten, wogegen 13,8%
zumindest eine Grundschulausbildung haben. Damit liegt der Pro-
zentsatz von Analphabeten und Halbanalphabeten bei 23,2%, da-
von gehören zwei Drittel zur weiblichen Bevölkerung. Die Proklama-
tion der UNESCO, 1990 zum Jahr der weltweiten Alphabetisierung
zu erklären, war der Startschuß für eine Reihe von Intensivprogram-
men in ganz Griechenland, die, laut UNESCO-Richtlinien, drei Prio-
ritäten setzten: Förderung der Alphabetisierung von Frauen, Förde-
rung der Alphabetisierung der Arbeiter und Förderung der Alphabe-
tisierung der Eltern.

2) Berufliche Aus- und Weiterbildung
Programme zur beruflichen Aus- und Weiterbildung sind nicht nach
Lernzielen spezifiziert und werden somit von unterschiedlichen
Gruppen mit verschiedensten Motiven und Erwartungen wahrge-
nommen. Nach einem Rundschreiben des GGLE (917/91), in dem
Vorschläge zu einer Reform der bisher angebotenen Programme
vor allem in Hinblick auf eine Lernintensivierung und Anpassung
der Inhalte an die technologische Entwicklung formuliert worden
waren, konnten neue Konzepte entwickelt werden. Dabei wurde
das Hauptaugenmerk auf gut strukturierte Lehrpläne, ausreichen-
de Einrichtung und Ausrüstung, Lehrmaterialien, Bewertungs-
techniken und gut ausgebildete Lehrer gerichtet. Die Programme
hatten drei Hauptthemen: Wirtschaftliche Entwicklung, Umwelt und
Kultur.
Obwohl die berufliche Weiterbildung vor allem für sozialschwache
Gruppen und strukturschwache Gebiete von Anfang an das Haupt-
ziel der Aktivitäten des Generalsekretariats war, ist sie unterent-
wickelt und zwiespältig geblieben. Inzwischen läßt sich sogar be-
obachten, daß das GGLE seine genehmigten EU-Programme eher
von privaten Weiterbildungsbüros durchführen läßt als von den ei-
genen regionalen bzw. dezentralen Institutionen und Mitarbeitern.
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3) Zielgruppenprogramme
Das GGLE bietet speziellen Bevölkerungsgruppen – zu denen Be-
hinderte, Flüchtlinge, Zigeuner und Patienten von Rehabilitations-
zentren gehören – Lernprogramme an, die ihre Integration in die
Gesellschaft erleichtern sollen. Während der letzten fünf Jahre wur-
den verschiedenen Zielgruppen Programme der allgemeinen Er-
wachsenenbildung und beruflichen Weiterbildung angeboten:
– Erwachsenenbildung für Personen griechischer Herkunft, die im

Rahmen der Repatriierung ins Land zurückgekehrt sind (1991)
– Schulungsprogramme für Computerarbeit und Computerprogram-

mierung (1991)
– Bildungsprogramme für Behinderte auf Kreta
– Bildungsprogramme für Patienten von Rehabilitationszentren

und -institutionen.
– Bildungsprogramme für Zigeuner.

4) Soziale Fürsorge und Integration
– Bildungsprogramm für die Streitkräfte
– Fremdsprachenprogramme
– Programme zur Gesundheitsvorsorge

Am 26. Juni 1991 hat das GGLE in Kooperation mit dem Vertei-
digungsministerium ein Informationszentrum eröffnet, das sich
speziell mit Drogenmißbrauch und -abhängigkeit beschäftigt.
Das Zentrum ist an einer Reihe von Aktionen beteiligt, die die
Information, Sensibilisierung und Aktivierung einzelner Bürger,
Gruppen und Organisationen zum Ziel haben. Darüber hinaus
bietet es Drogenabhängigen und ihren Familien Beratung an und
hat zum Ziel, Einzelpersonen bei der Kontaktaufnahme zu Kran-
kenhäusern, Sozialarbeitern und Rehabilitationszentren zu hel-
fen.

5) Kultur und Kunst
– Theater
– Volkstanz
– Kino
– Photographie
– Rundfunk

6) Sonstige Aktivitäten
– EDV Trainingsprogramm für Beamte
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– Teilnahme an Buchausstellungen
– Zusammenarbeit mit den Kommunalbehörden für gemeinsame

Erwachsenenbildungsprogramme
Gemeinsam mit den Kommunalbehörden hat das General-
sekretariat für Erwachsenenbildung spezielle Zentren, die soge-
nannten „Polykentra“, in verschiedenen Gebieten des Landes
eröffnet. Diese sind u.a. in Gebäuden der Stadtverwaltung un-
tergebracht und verfügen über Aulen, Workshops, Ausleih-
möglichkeiten von Büchern, Video- und Audiokassetten sowie
über Zentren für Öffentlichkeitsarbeit und Räume für Film- und
Theaterveranstaltungen. Die Errichtung der Zentren wird durch
gemeinsame Verträge zwischen dem GGLE und den Kommu-
nen finanziert. Das Sekretariat übernimmt die gesamten oder
zumindest den größten Teil der Kosten für die Umgestaltung und
Neueinrichtung der städtischen Gebäude und liefert auch die
entsprechende Innenausstattung. Die örtliche Behörde erstellt
Studien und Pläne zur Ausführbarkeit des Projekts und liefert
Material und andere notwendige Mittel. Die in diesen Zentren
angebotenen Alphabetisierungsprogramme werden zu 100%
vom GGLE finanziert, berufsbezogene Weiterbildungsprogram-
me dagegen nur zu 75%. Bislang haben 22 dieser Zentren ihre
Arbeit aufgenommen, 14 weitere werden in naher Zukunft hin-
zukommen.

– Zusammenarbeit mit internationalen, nicht-staatlichen Erwach-
senenbildungszentren und Organisationen.
Im Rahmen der Aktivitäten von EU-Programmen hat das GGLE
mehrere Beziehungen und Kooperationen aufgebaut. Zur Dis-
kussion standen Alphabetisierung, Elementarbildung, berufliche
Weiterbildung. Kontakte bestehen auch zu den Büros für Er-
wachsenenbildung auf Zypern, um die Zusammenarbeit zwi-
schen Griechenland und Zypern im sozialen Bereich zu fördern.
Das GGLE nahm sowohl an der Konferenz des Europarats, die
unter dem Thema „Erwachsenenbildung und sozialer Wandel“
abgehalten wurde, als auch an der 26. Generalkonferenz der
UNESCO in Paris teil und hat selbst mehrere internationale Kon-
ferenzen organisiert.
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Zu 2. – Staatliche Organisationen und Körperschaften der
beruflichen Aus- und Weiterbildung

– Griechisches Zentrum für Produktivität (ELKEPA)
Das 1953 als wissenschaftliche und gemeinnützige Organisa-
tion gegründete Zentrum hat den Auftrag, die Regierung bei der
Durchsetzung ihrer wirtschaftspolitischen Ziele zu unterstützen.
Seine Aufgabe ist es, Firmen moderne Methoden und Techni-
ken auf den Gebieten Organisation und Management zu ver-
mitteln und bei der Übernahme, Entwicklung und Anwendung
von neuen Technologien und modernem Know-how mitzuwir-
ken; dies insbesondere auf den Gebieten elektronische Infor-
mationstechnologie, Biotechnologie, erneuerbare Energiequel-
len.
Das Zentrum ist an internationalen Projekten sowie an Projek-
ten der EU beteiligt, gehört internationalen Komitees an und or-
ganisiert internationale Konferenzen. Im Rahmen der Program-
me für regionale Entwicklung und der integrierten Mittelmeer-
programme, die der arbeitenden und der arbeitslosen Bevölke-
rung sowie Unternehmens- und Organisationsmitgliedern ange-
boten werden, wurden insbesondere berufsspezialisierende
Aktivitäten verwirklicht. Der Schwerpunkt lag dabei in der Ent-
wicklung und Modernisierung der Landwirtschaft, der Fischzucht,
des Tourismus, kleiner und mittelgroßer Betriebe, im Umwelt-
schutz und in der Einführung neuer Technologien.

– Organisation für Arbeit (OAED)
Die Organisation für Arbeit wurde 1969 ins Leben gerufen (Ge-
setz 212/69), um staatliche Programme der Arbeitsbeschaffung
zu unterstützen. Sie trat an die Stelle der Organisation für Ar-
beitsbeschaffung/Versicherung/Arbeitslosigkeit (OAAA) gemäß
dem Gesetz 2961/54, dessen Hauptaufgabe darin bestand, so-
wohl jungen Menschen ab 18 Jahre als auch Erwachsenen, die
mindestens eine zweijährige Berufserfahrung vorweisen konn-
ten, eine technische Berufsausbildung zukommen zu lassen.
Die OAED erweiterte nach und nach ihre Programme vom Ge-
biet technischer Berufsschulen auf die Erwachsenenbildung und
bot sogar Programme für leitende Angestellte an. Heute über-
nimmt sie die technische Berufsschul- und Lehrlingsausbildung
(fast ausschließlich bis 1984) sowie eine intensive berufsbezo-
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gene Weiterbildung für arbeitslose Erwachsene. Die OAED ver-
fügt über eigene Lehrkräfte mit langfristigen Arbeitsverträgen,
entleiht aber auch im Bedarfsfall Lehrpersonal von anderen In-
stitutionen der Erwachsenenbildung. Die Kurse werden in Semi-
nar- und Werkstätten-Form abgehalten und mit audiovisuellem
Material unterstützt. Bildungsprogramme von unterschiedlicher
Dauer finden in den Großstädten in Modellzentren der OAED
statt, oder sie werden in den verschiedenen Präfekturen des
Landes bzw. für besondere Unternehmen als Fortbildung vor Ort
angeboten. Die Organisation finanziert ihre Programme aus ei-
genem Budget, aus dem Europäischen Sozialfonds und ande-
ren EU-Programmen.

– Griechische Organisation kleiner und mittlerer Gewerbe- und
Kunstgewerbebetriebe (EOMMEX)
Die staatliche Organisation des Griechischen Kunsthandwerks
(EOEX) wurde 1958 ins Leben gerufen (Gesetz 3875/58). 1977
fusionierte sie (Gesetz 707/77) mit dem Zentrum für die Ent-
wicklung Griechischer Fabrikationsbetriebe (KEBA) und wurde
zur Griechischen Organisation kleiner und mittlerer Unterneh-
men des Sekundärsektors, der Fabrikations- und Kunstge-
werbebetriebe (EOMMEX). 1991 wurde diese Organisation noch
einmal umbenannt in Griechische Organisation kleiner und mitt-
lerer Fabrikations- und Kunstgewerbebetriebe (2000/91).
Die EOMMEX bietet eine Vielzahl von Aus- und Weiterbildungs-
programmen an, die in technisch-technologische und direktiv-
administrative Programme unterteilt werden können. Sie um-
fassen Themengebiete wie Marketing und Management, Ge-
schäftsinvestition und Entwicklung, Betriebsorganisation für das
Herstellungs- und Kunstgewerbe, Einrichtung von Kooperativen
und Betriebserweiterung wie auch Weiterbildung und Ausbildung
von Lehrpersonal für Erwachsene. Darüber hinaus werden hier
umfassende Ausbildungsprogramme für Lehrlinge durchgeführt.
Die angebotenen Programme werden aus dem Budget der Or-
ganisation, dem Europäischen Sozialfonds, den Integrierten
Mittelmeerprogrammen und dem Griechischen Fond für Regio-
nale Entwicklung finanziert.
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Zu 3. – Organisationen innerhalb von Ministerien,
Gesellschaften der Öffentlichen Hand sowie örtlicher
Kommunalverwaltungsstellen

– Staatliches Zentrum für Öffentliche Verwaltung (EKDD)
Aufgabe des 1983 gegründeten Zentrums für Öffentliche Ver-
waltung ist es, die Qualität der Dienstleistungen im öffentlichen
Sektor durch systematische Aus- und Weiterbildung des Per-
sonals zu verbessern. Das Zentrum besteht aus drei ihm un-
terstellten Institutionen: der Staatlichen Hochschule für Öffent-
liche Verwaltung (ESDD), dem Institut für Weiterbildung der
Beamten (IDE) und dem Institut für Grundausbildung und Wei-
terbildung (IEDE). Vor kurzem hat das Staatliche Zentrum für
Öffentliche Verwaltung damit begonnen, seine Ausbildungs- und
Schulungsaktivitäten auszudehnen, da der öffentliche Sektor
während des wirtschaftlichen Aufschwungs des Landes mehr
und mehr an Bedeutung gewonnen hatte. Dies führte zu einer
großen Resonanz in der Öffentlichkeit, da der Staat von jeher
der größte Arbeitgeber in Griechenland ist. Grundsätzlich hat
sich der Öffentliche Dienst jedoch als unzureichend erwiesen,
den Bedürfnissen der Bürger und den vielfältigen Anforderun-
gen der Wirtschaft zu genügen. Verglichen mit der Größe des
Landes ist er überproportional hoch und mit schlecht oder gar
nicht ausgebildetem Personal besetzt. Obgleich keinesfalls an-
genommen werden kann, daß diese Probleme vor einer Lö-
sung stehen, ist anzunehmen, daß die Einrichtung des Staatli-
chen Zentrums für Öffentliche Verwaltung ein erster, wichtiger
Schritt zur Entwicklung und Verbesserung des öffentlichen Sek-
tors ist.

– Staatliche Hochschule für Öffentliche Verwaltung (ESDD)
Die Staatliche Hochschule für Öffentliche Verwaltung bietet In-
teressenten mit abgeschlossenen Hochschulstudium spezielle
Kurse an. Diese Kurse bzw. Studienprogramme richten sich an
juristisches Personal, an das Personal im Diplomatischen
Dienst, an das Personal des Sektors Staatshaushalt und Finan-
zen und an das Verwaltungs- und Managementpersonal. Weiter-
hin gibt es Programme für Mitarbeiter der Kultur- und Kunst-
ämter, der Wohlfahrts- und Sozialeinrichtungen und der kommu-
nalen Selbstverwaltung.
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– Institut für Weiterbildung (IDE)
Das 1983 innerhalb des Staatlichen Zentrums für Öffentliche
Verwaltung gegründete Institut ermöglicht dem Personal im Öf-
fentlichen Dienst eine kontinuierliche Aus- und Weiterbildung.
Ziel ist es, eine Effizienzsteigerung im Öffentlichen Dienst zu
erreichen und damit die Wirtschaft zu fördern. Das Institut bie-
tet zwei Kategorien von Seminaren an: die obligatorische Wei-
terbildung und Schulung und die fakultative Spezialisierung.
Seminare der Weiterbildung und Schulung werden in Gebieten,
deren regionale Entwicklung gefördert werden soll, durchgeführt.
Themenbereiche sind  öffentliche Verwaltung, Informatik, inter-
nationale Beziehungen und Zusammenhänge der Europäischen
Gemeinschaft, Umweltfragen, Städtebau, Wirtschaft, Manage-
ment, Verwaltung des staatlichen Gesundheitswesens, europäi-
sche Sprachen und Schulung von Lehrkräften.

– Institut für Grundausbildung und Weiterbildung (IEDE)
Seit 1991 ist dem Staatlichen Zentrum für Öffentliche Verwaltung
das Institut für Grundausbildung und Weiterbildung unterstellt,
das neu eingestellten Beamten des öffentlichen Sektors Schu-
lungs- und Ausbildungsprogramme anbietet. In Zusammenarbeit
mit den beiden anderen Institutionen des Staatlichen Zentrums
für Öffentliche Verwaltung entwirft, erstellt und verwertet das
IEDE das notwendige Lehrmaterial und stellt die Infrastruktur für
eine zufriedenstellende Einweisung der Berufsanfänger im Öf-
fentlichen Dienst zur Verfügung.

– Institut für kontinuierliche Erwachsenenbildung (IDEKE)
Im Oktober 1995 wurde vom Bildungsministerium ein „Institut für
kontinuierliche Erwachsenenbildung“ (Gesetz Nr. 2327/95) ge-
gründet, das völlig unabhängig vom Generalsekretariat für Er-
wachsenenbildung agiert. Es gibt sogar an, sich mit Aktivitäten
befassen zu wollen, die den Kern des Aufgabenbereichs des
Generalsekretariats ausmachen. Weitere Aufgaben sind der
Aufbau eines Fernstudiums und „die kreative Beschäftigung von
Kindern und Schülern“
Es ist zwar zu früh, um eine Bewertung und Beurteilung dieses
„Instituts“ vornehmen zu können, man kann sich jedoch des Ein-
drucks kaum erwehren, daß sich diese Institution hauptsächlich
mit Aktivitäten befassen wird, die mit einer großzügigen Finan-
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zierung durch die EU rechnen können. Zudem wirbt es als
„staatliche“ Institution für die Zusammenarbeit mit Gewerkschaf-
ten, Kommunen, Schulen etc. im Sinne des „modernen Mana-
gement“ und der betriebswirtschaftlichen Methoden und Markt-
bedingungen. Etliche Aktivitäten, Institutionen und Mitarbeiter
der „Volksweiterbildung“ werden übergangen oder nur dann
wahrgenommen, wenn sie diesem „Institut“ ihre Mitarbeit – zu
Marktbedingungen, versteht sich – anbieten.

Zu 4. – Interessenorganisationen wie Genossenschaften,
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände

– Institut für Arbeit (INE) des Griechischen Generalbundes der
Arbeiter (GSEE)
Das Institut für Arbeit wurde 1990 mit dem Ziel gegründet, Aus-
bildungszentren zu leiten und zu koordinieren, Ausbildungspro-
gramme zu entwerfen und anzubieten, professionelles Lehrper-
sonal und Ausbilder anzuleiten sowie  beratend und weiterfüh-
rend auf Bildungs-, Aus- und Weiterbildungspolitik einzuwirken.
Das Institut ging aus dem sogenannten Zentrum für Forschung,
Dokumentation und Erziehung (KEMETE) und dem Sekretariat
für gewerkschaftliche Bildung und Berufsausbildung des Allge-
meinen Verbands Griechischer Arbeiter (GSEE) hervor. Es ist
bestrebt, Forschungen und Dokumentationen zu Themen, die im
Interessenbereich des Verbandes, der Gewerkschaften und der
gesamten Arbeiterschaft liegen, zu fördern. Es konzentriert sich
außerdem auf die Planung, Erstellung und Verwirklichung von
Programmen für berufliche Fortbildung und koordiniert ähnliche
Aktivitäten, die von anderen Mitgliedsorganisationen des Ver-
bandes angeboten werden. Ein weiteres Ziel des Instituts ist es,
das System kontinuierlicher Weiterbildung zu Fragen der Arbei-
tergewerkschaften aufzuwerten. Unbestritten aber ist es eines
der Ziele, die Aktivitäten der Gewerkschaften zu verbessern, in-
dem es vor allem dafür eintritt, ein System kontinuierlicher be-
ruflicher Aus- und Weiterbildung zu schaffen und die Arbeits-
bedingungen zu verbessern. Seit seiner Gründung hat das In-
stitut für Arbeit eine Reihe von Ausbildungssprogrammen sowohl
Werktätigen als auch Arbeitslosen auf zentraler, regionaler und
lokaler Ebene angeboten.
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1) Ausbildungs- und Lernprogramme
In den letzten Jahren wurden Programme für folgende Zielgrup-
pen bzw. zu folgenden Themen angeboten:
– Computer (Hardware)
– Wirtschaft und Arbeit
– Tourismus (in Kooperation mit dem Gewerkschaftsinstitut für

Arbeit und dem italienischen „Instituto del Lavoro“)
– Banken (in Kooperation mit dem Institut für Arbeit, dem Ver-

band Griechischer Angestellter des Bankwesens und franzö-
sischen und italienischen Beratungsbüros)

– Luftfahrt (in Kooperation mit dem Institut für Arbeit, dem Grie-
chischen Verband der Angestellten im Luftverkehr und dem
italienischen IAL-CISL)

– Regionale Entwicklung der ägäischen Inseln (in Kooperation
mit dem Griechischen Institut für Arbeit, dem italienischen
„Instituto de Lavoro“ und der spanischen „Uniòn General de
Trabajadores“).

2) Forschungsprojekte
Aktivitäten des Jahres 1991
Die Abteilung Forschung und Dokumentation des INE hat For-
schungsprojekte initiiert mit dem Ziel, neu in Erscheinung treten-
de Formen des Produktionssystems zu identifizieren und sowohl
Randsektoren als auch traditionelle und wirtschaftlich schwache
Sektoren in bezug auf die Beschäftigungssituation zu untersu-
chen. Auf dieser Basis werden Strategien zur beruflichen Neu-
orientierung und Umschulung entwickelt und der Effizienz- und
Produktivitätsgrad verschiedener wirtschaftlicher Sektoren be-
stimmt.
In einem weiteren Projekt des Instituts für Arbeit wurde beispiels-
weise die Rolle der gemeinnützigen Unternehmen (DEKO) un-
tersucht. Möglichkeiten der Neuorganisierung und Entwicklung
vor dem Hintergrund einer ständig wachsenden Konkurrenz, die
Expansion des internationalen Marktes sowie andere Verände-
rungen in der internationalen Ökonomie und deren Auswirkun-
gen auf die griechischen Betriebe wurden eruiert; des weiteren
wurden die Konsequenzen von Vergesellschaftung und Privati-
sierung für den Arbeitsmarkt überprüft.
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Möglichkeiten der Entwicklung
Die Entwicklungsstrategien und -möglichkeiten des Instituts für
Arbeit stehen ebenfalls in engem Zusammenhang mit der Sicher-
stellung einer angemessenen Infrastruktur für Gebäude und Ein-
richtungen einerseits und der Erweiterung des Personalbestan-
des andererseits. Darüber hinaus versucht das Institut seine Zu-
sammenarbeit mit folgenden Trägern auszudehnen: mit dem
Staatlichen Institut für Arbeit und berufliche Bildung, das unter
der Aufsicht des Arbeitsministeriums gegründet wurde; mit der
Organisation für Berufsausbildung und Weiterbildung, die dem
Bildungsministerium untersteht; mit Universitäten und Fachhoch-
schulen in Griechenland und im Ausland; mit der Gesellschaft für
Griechische Industrie, den Arbeiterverbänden der verschiedenen
Wirtschaftszweige und der sogenannten „Inter-Business“-Gesell-
schaft.
Die dezentralisierte Struktur des Instituts – jeweils eine Zweig-
stelle in jedem der 13 geographisch-administrativen Bezirke des
Landes und eine weitere Zweigstelle in jedem Hauptsektor der
Produktion – erleichtert es, direkte Verbindungen zwischen dem
Institut und dem Arbeitsmarkt aufrecht zu erhalten; sie sichert
eine breitere sozio-politische Verständigung und erlaubt die Ent-
wicklung effizienter und flexibler Programme für Berufsausbil-
dung und allgemeine Bildung.

Zu 5. – Private und staatliche Unternehmen, Organisationen
und Firmen, die innerbetriebliche Fortbildung durchführen

Obgleich keine konkreten Angaben und Daten verfügbar sind, kann
man konstatieren, daß sehr viele private wie auch staatliche Firmen
nicht nur Fortbildungskurse und -programme durchführen, sondern
auch über eine systematische Weiterbildungsinfrastruktur verfügen.
Ihre Aus- und Weiterbildungsangebote sind jedoch hauptsächlich
berufsbezogen.
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Zu 6. – Private Organisationen, die Beratung und Ausbildung
für Dritte anbieten und organisieren

In den letzten zehn Jahren ist ein Bereich der beruflichen Aus- und
Weiterbildung entstanden, der hauptsächlich im Zusammenhang
mit EU-Programmen steht und von Privatunternehmen dominiert
wird. Diese Unternehmungen, die als „Zentren für informelle, kon-
tinuierliche Berufsaus- und -weiterbildung“ existieren, sind auf der
Basis von Vorschriften des Arbeitsministeriums entstanden (Ent-
scheidungen von 1994 und 1996).
Bis heute sind hunderte solcher Zentren gegründet worden, die
berufliche Aus- und Weiterbildung anbieten, ohne jedoch die aktu-
elle Arbeitsmarktsituation zu berücksichtigen.
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VI. Statistische Daten

An dieser Stelle ist es notwendig, zu betonen, daß die verfügbaren
statistischen Daten über die Aktivitäten der Erwachsenenbildung
unzuverlässig und mangelhaft sind, zudem beschränken sie sich
auf die letzten Jahre. Unter diesen Bedingungen ist es nicht mög-
lich, Vergleiche und Evaluationen vorzunehmen oder Konsequen-
zen zu ziehen, die für die Perspektive der Erwachsenenbildung
wichtig wären. Dennoch sind wir der Auffassung, daß die vorhan-
denen Daten zumindest Trends widerspiegeln können.

Zwei Dinge fallen dabei auf: Zunächst läßt sich eine relativ homo-
gene Verteilung der Kurse und Aktivitäten über das ganze Land
beobachten. Frauen nehmen die Bildungsangebote, insbesondere
zur Alphabetisierung, häufiger wahr als Männer. Ein besonderer
Schwerpunkt liegt in manchen Regionen Griechenlands, wie bei-
spielsweise in Karditsa, Xanthi, Drama und Achaia.

Eine dramatische Reduktion der Kurse zeigte sich in den letzten
Jahren: Von anfänglich 16.398 im Jahre 1982 blieben 1992 3.920
übrig; die Anzahl der angebotenen Kurse verringerte sich also um
75%. Besonders drastisch war die Entwicklung in den Jahren 1989
bis 1992, in denen sich gleichzeitig das Verhältnis zwischen berufs-
orientierten, politischen und sozio-kulturellen Kursen sehr zum
Nachteil der beiden letzteren entwickelt hat.
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2 Diese Ausführungen beruhen teilweise auf einem unveröffentlichen Papier von M.
Trandalidou aus der Abteilung für Internationale Zusammenarbeit des Generalse-
kretariats für Erwachsenenbildung.

Gesetz 4397/1929

Gesetz 837/1943

Gesetz 2473/1953

Erlaß 3094/1954

Analphabetenrate 40%, Reform-
versuche der liberalen Regierung,
das Bildungssystem gemäß den
Bedürfnissen der Wirtschaft zu
modernisieren

Von den Nazis ernannte Regie-
rung während der deutschen Be-
satzung. Instrumentalisierung
der Erwachsenenbildung zu ideo-
logischen und kulturellen Propa-
gandazwecken

Griechischer Bürgerkrieg von
1946 -1949, abwechselnde kon-
servative Regierungen bis 1952.
Erwachsenenbildung wird wieder
für politische Propaganda und
Kontrolle eingesetzt. Während
und nach dem Bürgerkrieg ent-
stand ein nicht-staatliches Aus-
bildungsnetz unter Schirmherr-
schaft der königlichen Familie von
Griechenland. Die Bildungspro-
gramme wurden von Kirche, Ver-
tretern des Staates in örtlichen
Behörden, der Polizei, Lehrern
und kirchlichen Verbänden initi-
iert und geleitet.

Einrichtung von Abendschulen
für Erwachsene ohne Grund-
schulausbildung. Einführung von
landwirtschaftlichen Sonntags-
schulen für Erwachsene

Einrichtung der Abteilung für Er-
wachsenenbildung innerhalb des
Bildungssministeriums.

Einrichtung des Griechischen
Zentrums für Produktivität – eine
wissenschaftliche Non-Profit-Or-
ganisation zur Steigerung der
Produktivität auf privatem und öf-
fentlichem Sektor durch speziel-
le Seminare.

Einführung des Zentralkomitees
gegen den Analphabetismus
(KEKA). Einführung der Bezirks-
komitees gegen den Analphabe-
tismus (NEKA). Sanktionen und
einschränkende behördliche
Maßnahmen gegen Eltern und
Vormunde, deren Kinder nicht in
die Grundschule eingeschrieben
werden. Entstehung von Ausbil-
dungszentren für Erwachsene,
hauptsächlich zum Zwecke von
Vorträgen und Propaganda.

VII. Rechtlicher Rahmen2

Im folgenden werden die wichtigsten rechtlichen Regelungen
für die Erwachsenenbildung in tabellarischer Form aufgeführt.
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Gesetz 3875/1958,
erweitert durch
Gesetze 707/1977
und 2000/1991

Königlicher Erlaß
442//1965

Gesetz 212/1969

Analphabetenrate immer noch
sehr hoch. Versuch einer breit-
angelegten Bildungsreform zwi-
schen 1963 und 1965 durch die
liberale Regierung von Georgios
Papandreou

Die seit 1967 bestehende Mili-
tärdiktatur benutzt das System
der Erwachsenenbildung haupt-
sächlich zu Propagandazwek-
ken.

1958 Gründung der Organisation
Griechischer Kunstgewerbebe-
triebe (EOEX). 1977 Zusammen-
schluß mit dem Zentrum für die
Entwicklung Griechischer Fabri-
kationsbetriebe (KEBA), daraus
entstehen die Griechische Orga-
nisation kleiner und mittelgroßer
Unternehmen des Sekundärsek-
tors, Fabrikations- und Kunst-
gewerbebetriebe (EOMMEX).
1991 erneute Umänderung der
EOMMEX in die Griechische Orga-
nisation Kleiner und Mittelgroßer
Fabrikations- und Kunstgewer-
bebetriebe. Sie bietet eine Reihe
von Aus- und Weiterbildungspro-
grammen an, die in technische
und technologische sowie Mana-
gement und Verwaltungskurse
unterteilt werden können.

Gründung des Zentralkomitees
für Erwachsenenbildung (KELE),
unter der Mitwirkung eines Mit-
glieds der Griechischen Nationa-
len Kommission für die UNESCO.
Gründung der Bezirkskomitees
für Erwachsenenbildung (NELE),
die die erwähnten KEKA und NEKA
ersetzten.

Die Organisation für Arbeitskraft-
beschaffung wird 1969 gegründet
(Gesetz 212/69), um staatliche
Programme für die Schaffung von
Arbeitsplätzen zu erleichtern.
OAED ersetzte die Organisation
für Arbeitsplatzbeschaffung –
Versicherungen Arbeitslosigkeit
(OAAA) des Gesetzes 2961/54.
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Erlaß 79/1973

Erlaß 147/1976

Gesetz 1320/1983

Interministeriale
Resolution
N5067/1985

Präsidialerlaß
132/1989

Militärdiktatur von 1967-1974.
Einsatz der Institution der Er-
wachsenenbildung zur Rechtfer-
tigung und ideologischen Legiti-
mation des Regimes. Die Hälfte
der Bildungsvorträge war der
Propaganda gewidmet. Meist ob-
ligatorische Teilnahme, um hohe
Beteiligungsraten zu erreichen.

Konservative Regierungen zwi-
schen 1974-1981.
Modernisierungsversuche des
Bildungssystems mit den Refor-
men von 1976. Alter der Schul-
abgänger wird angehoben. Neu-
organisation der Erwachsenen-
bildung. Versuche, die veraltete,
autoritäre „ex cathedra“-Lehrme-
thode durch antiautoritäre, päd-
agogische Methoden für Erwach-
sene zu ersetzen. Die Volkszäh-
lung von 1981 ergab 8,6% orga-
nische und 15,6% funktionelle
Analphabeten.

1981-89 Sozialistische Regie-
rung.
Sozio-kulturelle Veranstaltungen
haben Priorität.

Prüfungssystem für Erwachsene
zum Erhalt des Abschlußzeugnis-
ses der Grundschule, einer not-
wendigen Qualifikation für die
niederen Stellen im Öffentlichen
Dienst. Hohe Erfolgsrate (97%)

Reorganisation des Zentralkomi-
tees für Erwachsenenbildung
(KELE). Neue organisatorische
Regelungen für die Zentren der
Erwachsenenbildung (KELE).
Erstellung von 21 Pilotzentren für
Erwachsenenbildung.

Schaffung eines autonomen Ge-
neralsekretariats für Erwachse-
nenbildung (GGLE) innerhalb des
Erziehungsministeriums.
Umstrukturierung der Bezirks-
komitees (NELE), Schaffung der
Räte der Erwachsenenbildung
(SLE), Akzentuierung der sozial-
kulturellen, gesellschaftspoliti-
schen und der Berufsweiterbil-
dungsinhalte

Neue Verordnungen hinsichtlich
der Funktion des Generalsekre-
tariats und des 54. Bezirksko-
mitees der Erwachsenenbildung.

Legislative Struktur und Kompe-
tenz des Generalsekretariats für
Erwachsenenbildung
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Gesetz 1388/83,
erweitert zu
1686/
86, 1943/1991
und
2926/1992

Das Zentrum für Öffentliche Ver-
waltung wird eingerichtet.
Mit der Staatlichen Hochschule
für Öffentliche Verwaltung, dem
Institut für Fortbildung und dem
Institut für Öffentliche Verwal-
tung und Weiterbildung wurde
es 1985 in Betrieb genommen.
Ziel war es, die Leistungen im
Öffentlichen Dienst durch syste-
matische Bildung, Ausbildung
und Weiterbildung derjenigen zu
verbessern, die im Öffentlichen
Dienst arbeiten oder arbeiten
wollen. Auch die Fortbildung der
Beamtenwurde damit verbes-
sert.
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VIII. Finanzielle Aspekte

Finanziert werden die Weiterbildungsaktivitäten in Griechenland aus
verschiedenen Quellen, d.h. von den einzelnen Trägern der Er-
wachsenenbildung.

Das Generalsekretariat für Erwachsenenbildung als der Haupt-
träger der „Volksweiterbildung“ wird zu einem großen Teil aus dem
Staatshaushalt und zu einem kleineren Teil durch EU-Programme
finanziert. Die anderen Träger der Erwachsenenbildung, Ministeri-
en, staatliche Organisationen und Institutionen, aber auch Träger
wie Gewerkschaften, Genossenschaften, Kommunen, Präfekturen,
Universitäten und etliche Privatträger beziehen die finanzielle Un-
terstützung ihrer Erwachsenenbildungsaktivitäten zum größten Teil
aus EU-Programmen.

Betrachtet man die Finanzierung von Aktivitäten des General-
sekretariats für Erwachsenenbildung zwischen 1980 und 1992, so
sind kaum Unterschiede in der Finanzierung der Kurse in den 55
Präfekturen des Landes festzustellen. Den statistischen Daten über
die Finanzierung von 1980 bis 1992 ist ein steigender Finanzie-
rungstrend in der Erwachsenenbildung zu entnehmen, der 1985
einen Höhepunkt erreichte, dann bis 1988 relativ konstant blieb und
in den nachfolgenden Jahren nach und nach abnahm. Dieses Bild
unterstreicht noch einmal die Tatsache, daß sozialistische und kon-
servative Regierungen die Erwachsenenbildung unter jeweils
verschiedenen Aspekten betrachteten. Diese Tatsache wird anhand
der folgende Tabelle über die Finanzierung der Erwachsenenbil-
dungsaktivitäten des Generalsekretariats von 1980 bis 1992 (in Mio.
Drachmen) verdeutlicht.

Jahr 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987

Finanzierung 37,5 535,8 515,7 874,5 1.325,8 1.266,2 1.425,0 1.376,5

Reg.Partei N.D. PASOK PASOK PASOK PASOK PASOK PASOK PASOK

Jahr 1988 1989(Jun.) 1990(Apr.) 1991 1992 1993 1994 1995

Finanzierung 1.251,6 885,0 827,0 776,0 1.005,9 1.039,4 965,5 829,0

Reg.Partei PASOK PASOK * PASOK ** N.D. N.D. N.D. PASOK PASOK

* 1989 (Juni) – 1989 (Oktober): N.D. + SYN (Kommunisten)
** 1989 (November) – 1990 (April): N.D. + PASOK + SYN (Kommunisten)



60

Der Privatsektor im Bereich Erwachsenenbildung ist im Zusammen-
hang mit den diversen Berufs(weiter)bildungsprogrammen entstan-
den, die von der EU-Kommission konzipiert wurden. Die enormen
Summen, die dafür zur Verfügung stehen, werden hauptsächlich
von privaten Fortbildungseinrichtungen in Anspruch genommen. Die
Tatsache, daß die Teilnahmegebühren an diesen Weiterbildungsan-
geboten meist aus diesen EU-Mitteln bezahlt werden, hat für die
staatliche Erwachsenenbildung schwerwiegende Probleme zur Fol-
ge: Aufgrund ihrer schlechten finanziellen Ausstattung kann sie mit
diesen Programmen nicht konkurrieren. Hinzu kommen die sehr
schwierigen Bedingungen vor allem auf dem Lande, in den Berg-
dörfern wie auch auf den (kleinen) Inseln, die eine Bereitstellung
angemessener Bildungsangebote erschweren. Diese perspektiv-
lose Situation führt zu einer Dezimierung von Kursen und Aktivitä-
ten, die politische Bildung anbieten. Im Gegensatz dazu zeigt sich
eine starke Tendenz hin zu technisch-beruflichen Angeboten, da
Gelder aus EU-Programmen fast nur hierfür zur Verfügung gestellt
werden.

Inzwischen fordert das Generalsekretariat seine Mitarbeiter dazu
auf, Finanzierungsmöglichkeiten für sozial-kulturelle und politische
Angebote vor Ort zu suchen: Spender und Sponsoren aus der Wirt-
schaft oder anderen Bereichen.

In Griechenland gibt es zwar seit ca. einem Jahr eine direkt gewähl-
te Selbstverwaltung auf Präfekturebene, der die Erwachsenenbil-
dung unterstellt ist. Allerdings stellt das Generalsekretariat den Prä-
fekturen nicht die notwendigen finanziellen Mittel für die Erwachse-
nenbildung zur Verfügung, sondern nur eine minimale Summe, die
nicht einmal die Personal- und Sachkosten deckt. Gleichzeitig aber
müssen alle Erwachsenenbildungsprogramme weiterhin vom Gene-
ralsekretariat genehmigt werden, bevor sie vor Ort realisiert werden
können.
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IX. Schlußbetrachtungen

Die Erwachsenenbildung in Griechenland offenbart eine Reihe von
Problemen sowohl hinsichtlich des theoretischen Rahmens, der
Ziele, der Inhalte, der Organisation, der Struktur von Trägern und
Institutionen, des Personals und der Finanzierung der Institutionen
wie auch im Hinblick auf ihr soziales Prestige und ihre gesellschaft-
liche Legitimation. Wenn diese Probleme von Anfang an bis heute
fortbestehen, so ist das auf ein äußerst wichtiges und allgemein
bekanntes Charakteristikum der griechischen Erwachsenenbildung
zurückzuführen: Von allen Regierungen wurde sie dazu benutzt, die
Ideologie der eigenen Partei sowie die Regierungs- und Staatspo-
litik zu propagieren. Obwohl die Reform von 1982 einen entschei-
denden Entwicklungsschritt darstellte, kann dennoch nicht bestrit-
ten werden, daß auch hier zum Teil versucht wurde, die Erwachse-
nenbildung für die Propagierung der Regierungspolitik zu instru-
mentalisieren. Diese quasi konstitutive Funktion der Erwachsenen-
bildung hat sie in Verruf gebracht und in eine gesellschaftliche
Randposition gedrängt. Diese Situation ist dem Fehlen einer ange-
messenen Selbstbestimmung und der strengen staatlichen Kontrol-
le zuzuschreiben, die es der Erwachsenenbildung nicht ermöglich-
te, innerhalb der kommunalen Selbstverwaltung, der Gewerkschaf-
ten und Produktionsgemeinschaften sowie generell innerhalb der
zivilen Gesellschaft auf die Bedürfnisse und Probleme der Men-
schen angemessen zu reagieren.

Trotz der drastischen Maßnahmen der Reform von 1982 scheint
sich die Situation der Erwachsenenbildung zu verschlechtern: Pro-
bleme konnten nicht gelöst werden, Passivität breitete sich aus. Die
Lethargie der Institutionen und die Unbestimmtheit ihrer Identität
und Zielsetzung hat alle positiven Ansätze zunichte gemacht. Her-
vorzuheben ist der Versuch, die allgemeine Erwachsenenbildung
durch Weiterbildungsprogramme mit eindeutig technokratisch-be-
ruflichem Charakter zu ersetzen, die von der Europäischen Ge-
meinschaft finanziert und von gemeinnützigen oder privaten Orga-
nisationen und Firmen durchgeführt werden. Diese im Grunde un-
kontrollierte und unsystematische Initiative beruht weder auf spezi-
fisch beruflichen Perspektiven, noch basiert sie auf einem systema-
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tischen Wissensfundament von Theorie und Praxis der Erwachse-
nenbildung. Eine Berufsausbildung, die zusätzlich gesellschaftspo-
litische Inhalte und Ziele einschließt, ist nicht vorhanden. Somit stellt
sich die Frage nach der Qualität und Effektivität dieser Art von Er-
wachsenenbildung nicht nur aus kritischer sozio-politischer, sondern
auch aus ökonomischer Sicht.

Es müßten endlich Initiativen ergriffen werden, um die Rolle und die
Aufgaben der Erwachsenenbildung neu zu definieren. Der Staat
sollte sich zurückziehen und diese Aufgaben den Trägern der zivi-
len Organe überlassen; die Erwachsenenbildung sollte auf alle ört-
lichen und kommunalen Aktivitäten abgestimmt werden; es müßte
ein Forschungsinstitut gegründet werden, das Studien zu Theorie
und Praxis der Erwachsenenbildung betreibt, Lehrmaterial erstellt
und in Zusammenarbeit mit Universitäten und anderen Einrichtun-
gen für die Schulung von Lehrkräften der Erwachsenenbildung Sor-
ge trägt.

An dieser Stelle sollte noch erwähnt werden, daß nach den letzten
Wahlen die Partei der Panhellenischen Sozialistischen Bewegung
(PASOK) wieder die Regierung übernahm, dieselbe Partei, die die
Reform von 1982 eingeführt hatte. Dies mag einen positiven Einfluß
auf die Erwachsenenbildung in Griechenland haben und Hoffnun-
gen auf ihre notwendige Wiederbelebung wecken. Die jüngsten
Entwicklungen – wie z.B. die Gründung des Instituts für kontinuier-
liche Erwachsenenbildung unter der Aufsicht des Bildungsministe-
riums, das weder institutionell noch inhaltlich eine Beziehung zur
Volksweiterbildung hat – lassen allerdings die Zukunft der Volkswei-
terbildung eher negativ erscheinen. Führt man sich zudem die ak-
tuelle EU-Politik mit ihrer Fokussierung auf berufliche Weiterbildung
vor Augen, ist zu erwarten, daß die Erwachsenenbildung als poli-
tische Bildung und als Gemeinwesenarbeit verloren geht – es sei
denn, sie entwickelte sich zu einer neuen sozialen Bewegung inner-
halb der Gesellschaft.
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Anhang

– GLOSSAR/ABKÜRZUNGEN

Demotiki – Volkssprache (S. 17)

Demotikismus – politisch, geistig und kulturelle Bewegung auf der
Basis der Volkssprache (S. 17)

Epimorfosi Enilikon – Erwachsenenbildung (S. 10)

Glossiko sitima – Sprachenstreit (S. 17)

Katharevousa – reines Griechisch (S. 17)

Katharevousianismus – konservative Bewegung der (politisch,
ökonomisch und militärisch ) Herrschenden, der Kirche und der
Wissenschaft auf der Basis der Hochsprache (vgl. S. 17)

Kinotita – Gemeinschaft, Kommune (S. 13)

Laiki Epimorfosi – Volksweiterbildung (S. 10)

Metropolis Kolonie – ein Land, das Kolonien hat und selber Ko-
lonie ist (S. 14)

Polykentra – Mehrzweckzentren für Kultur und Bildung (S. 45)

EKDD – Staatliches Zentrum für Öffentliche Verwaltung

ELKEPA – Zentrum für Produktivität

EOMMEX -Organisation kleiner und mittlerer Gewerbe- und
Kunstgewerbebetriebe

GGLE – Generalsekretariat für Volksweiterbildung

GSEE – Griechischer Generalbund der Arbeiter

IDE – Institut für Weiterbildung der Beamten

IDEKE – Institut für kontinuierliche Erwachsenenbildung

IEDE – Institut für Grundausbildung und Weiterbildung

INE – Institut für Arbeit

KEK – Zentrum für berufliche Weiterbildung

KEKA – Zentrales Komitee zur Bekämpfung des Analphabetismus
(überregional)

KELE – Zentralkomitee der Volksweiterbildung

N.D. – Nea Demokratia, die Konservative Partei
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NEKA – Komitee zur Bekämpfung des Analphabetismus

NELE – Ausschuß der Volksweiterbildung (auf Präfekturebene)

OAED – Organisation für Arbeit

PASOK – Panellinio Sosialistiko Konima, die Sozialisatische Partei

SLE – Wissenschaftlicher Beratungsausschuß

SYN – Synaspismos tis aristeras ke tis Proodou, die Linke Allianz

IAL-CISL – Instituto Addestramento Lavoratori – Confederacione
Italiana Sindicale Lavoratori
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